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Artikel 11)

Gesetz zur Errichtung der
Informationstechnik-Stelle der

hessischen Justiz  (IT-Stelle) und zur 
Regelung justizorganisatorischer

Angelegenheiten

§ 1

Errichtung der Informationstechnik-
Stelle der hessischen Justiz (IT-Stelle)

(1) Im Geschäftsbereich des für Justiz
zuständigen Ministeriums wird die Infor-
mationstechnik-Stelle der hessischen Jus-
tiz (IT-Stelle) als Landesoberbehörde er-
richtet.

(2) Die IT-Stelle hat ihren Sitz in Bad
Vilbel. Außenstellen bestehen in Kassel
und Weiterstadt.

(3) Die IT-Stelle ist zuständig für die
Informations- und Kommunikationstech-
nik der Gerichte, der Staatsanwaltschaf-
ten und des Justizvollzugs, insbesondere
für die Entwicklung, Einführung, Pflege
und Weiterentwicklung von Fachverfah-
ren einschließlich des elektronischen
Rechtsverkehrs, die Anwenderbetreuung
sowie für die Ausstattung der Dienststel-
len mit Geräten und Software. Die Zu-
ständigkeiten der Hessischen Zentrale für
Datenverarbeitung bleiben unberührt.

(4) Näheres zu den Geschäftsabläufen
der IT-Stelle kann durch Rechtsverord-
nung bestimmt werden.

§ 2

Fachaufsicht über die 
Hessische Zentrale für 

Datenverarbeitung

Soweit die Hessische Zentrale für Da-
tenverarbeitung nach § 1 des Datenverar-
beitungsverbundgesetzes in der Fassung
vom 4. April 2007 (GVBl. I S. 258), geän-
dert durch Gesetz vom 16. Dezember
2011 (GVBl. I S. 778), Aufgaben für den
Geschäftsbereich des für Justiz zuständi-
gen Ministeriums wahrnimmt, untersteht
sie dessen Fachaufsicht. Die Kontrolle der
Tätigkeit der Hessischen Zentrale für Da-
tenverarbeitung auf die Einhaltung  aller
Bestimmungen, die der Gewährleistung
der IT-Sicherheit der Daten der hessi-
schen Justiz dienen, erfolgt durch die IT-
Stelle. Hinsichtlich der Verfahrensdaten
obliegt die Fachaufsicht dem zuständigen
Gericht, der zuständigen Staatsanwalt-

schaft oder der zuständigen Justizvoll-
zugsbehörde.

§ 3

IT-Kontrollkommission

(1) Soweit im Rahmen der Fachaufsicht
nach § 2 Satz 2 Überprüfungen zum
Schutz vor unbefugten Zugriffen durch
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
Hessischen Zentrale für Datenverarbei-
tung erfolgen sollen, wirkt eine einzurich-
tende IT-Kontrollkommission mit.

(2) Die IT-Kontrollkommission besteht
aus

1. je einer Vertreterin oder einem Vertre-
ter

a) der IT-Stelle,

b) jedes Bezirksrichterrats und des
Richterrats des Hessischen Finanz-
gerichts zum Schutz der richterli-
chen Unabhängigkeit,

c) des Bezirksstaatsanwaltsrats zum
Schutz des Legalitätsprinzips,

2. einer vom Hauptpersonalrat der Justiz
zu benennenden Person, bei der oder
dem es sich um eine Rechtspflegerin
oder einen Rechtspfleger handeln
muss, zum Schutz der sachlichen Un-
abhängigkeit der Rechtspflegerinnen
und Rechtspfleger.

§ 4

Justizstatistik

Das für Justiz zuständige Ministerium
soll den Leitungen und den Präsidien der
Gerichte, den Leitungen der Staatsan-
waltschaften sowie den Personalvertre-
tungsgremien Statistiken der Justiz in au-
tomatisierter Form zur Wahrnehmung der
jeweiligen Aufgaben und Befugnisse zur
Einsicht bereitstellen, welche auch zu
Vergleichen zwischen den Gerichten und
Staatsanwaltschaften innerhalb Hessens
herangezogen werden können.

§ 5

Aufbewahrung von Schriftgut

(1) Das Schriftgut der ordentlichen Ge-
richtsbarkeit, der Arbeits-, Finanz-, Sozi-
al- und Verwaltungsgerichtsbarkeit, der
Staatsanwaltschaften und der Justizvoll-
zugsbehörden, das für das Verfahren
nicht mehr erforderlich ist, darf nach
Maßgabe der Rechtsverordnung nach
Abs. 3 Satz 1 nach Beendigung des Ver-
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fahrens nur so lange aufbewahrt werden,
wie schutzwürdige Interessen der Verfah-
rensbeteiligten oder sonstiger Personen
oder öffentliche Interessen dies erfordern.
Satz 1 gilt für das Schriftgut der Justizver-
waltung und der der Aufsicht der für die
Justiz zuständigen Ministerin oder des
hierfür zuständigen Ministers unterste-
henden Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen des öffentlichen Rechts ent-
sprechend.

(2) Schriftgut im Sinne des Abs. 1 sind
insbesondere Akten, Aktenregister, öf-
fentliche Register, Grundbücher, Namens-
verzeichnisse, Karteien, Urkunden und
Blattsammlungen sowie einzelne Schrift-
stücke, Bücher, Drucksachen, Kalender,
Karten, Pläne, Zeichnungen, Lichtbilder,
Bild-, Ton- und Datenträger und sonstige
Gegenstände, die Bestandteile oder Anla-
gen der Akten geworden sind. Schriftgut
kann in Papierform, elektronischer Form
oder in anderer Speicherungsform vorlie-
gen.

(3) Die Aufbewahrungsfristen für das
Schriftgut werden durch Rechtsverord-
nung bestimmt. Bei der Bestimmung der
Aufbewahrungsfristen sind zu berück-
sichtigen:

1. das Interesse der Betroffenen daran,
dass ihre personenbezogenen Daten
nicht länger als erforderlich gespei-
chert werden,

2. ein Interesse der Verfahrensbeteilig-
ten, auch nach Beendigung des Ver-
fahrens Ausfertigungen, Auszüge oder
Abschriften aus den Akten erhalten zu
können,

3. ein rechtliches Interesse nicht am Ver-
fahren Beteiligter, Auskünfte aus den
Akten erhalten zu können,

4. das Interesse von Verfahrensbeteilig-
ten, Gerichten und Justizbehörden,
dass die Akten nach Beendigung des
Verfahrens noch für Wiederaufnahme-
verfahren, zur Wahrung der Rechtsein-
heit, zur Fortbildung des Rechts oder
für sonstige verfahrensübergreifende
Zwecke der Rechtspflege zur Verfü-
gung stehen.

(4) Die Aufbewahrungsfristen begin-
nen mit dem Ablauf des Jahres, in dem
nach Beendigung des Verfahrens die
Weglegung der Akten angeordnet wurde,
soweit die Rechtsverordnung nach Abs. 3
keine anderweitigen Regelungen enthält.

(5) Sonstige Aufbewahrungsbestim-
mungen bleiben unberührt.

§ 6

Maßnahmen zum Schutz der öffentlichen
Sicherheit oder Ordnung bei Gerichten

und Staatsanwaltschaften

(1) Aus Gründen der Aufrechterhal-
tung der öffentlichen Sicherheit oder Ord-
nung bei Gerichten und Staatsanwalt-
schaften können gefährdete Bereiche im
Innen- und Außenbereich von Gebäuden
offen überwacht und Zutrittskontrollen
durchgeführt werden, soweit dies erfor-

derlich ist. Die Maßnahmen sind so zu
wählen, dass sie in einem angemessenen
Verhältnis zu ihrem Zweck stehen und
die Betroffenen nicht mehr und nicht län-
ger als notwendig beeinträchtigen.

(2) Zu Maßnahmen im Sinne von
Abs. 1 können insbesondere zählen:

1. die Durchführung von generellen Zu-
trittskontrollen; zulässig ist auch die
Verwendung technischer Hilfsmittel,
die zum Auffinden von zur Störung der
öffentlichen Sicherheit oder Ordnung
verwendbarer Gegenstände geeignet
sind,

2. die offene optische Überwachung, die
auch durch technische Hilfsmittel er-
folgen kann und auf die in geeigneter
Form hinzuweisen ist; Aufzeichnungen
sind zulässig, soweit Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine Erhö-
hung der Gefährdungslage vorliegt.

(3) Personenbezogene Daten, die
durch den Einsatz eines elektronischen
Überwachungssystems erhoben wurden
oder hierbei angefallen sind, sind unver-
züglich nach Beendigung der Maßnah-
me, Aufzeichnungen spätestens binnen
24 Stunden nach Ende des Kalenderta-
ges, an dem sie angefallen sind, zu lö-
schen, soweit nicht die weitere Aufbe-
wahrung im Einzelfall zu Beweiszwecken
unerlässlich ist.

(4) Sitzungspolizeiliche Maßnahmen
bleiben unberührt.

§ 7

Zuständigkeit für den Erlass
von Rechtsverordnungen

Rechtsverordnungen nach § 1 Abs. 4
und § 5 Abs. 3 Satz 1 erlässt die für die
Justiz zuständige Ministerin oder der
hierfür zuständige Minister.

§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012
in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2016 außer Kraft.

Artikel 22)

Änderung des
Datenverarbeitungsverbundgesetzes

§ 1 Abs. 3 des Datenverarbeitungsver-
bundgesetzes in der Fassung vom 4. April
2007 (GVBl. I S. 258) wird aufgehoben.

Artikel 33)

Änderung des Hessischen
Besoldungsgesetzes

Anlage I des Hessischen Besoldungs-
gesetzes in der Fassung vom 25. Februar
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1998 (GVBl. I S. 50), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 25. November 2010
(GVBl. I S. 434), wird wie folgt geändert:

1. In der Besoldungsordnung A Besol-
dungsgruppe A 16 wird die Amtsbe-
zeichnung „Vizepräsidentin oder Vize-
präsident der IT-Stelle der hessischen
Justiz“ angefügt.

2. In der Besoldungsordnung B Besol-
dungsgruppe B 3 wird die Amtsbe-

zeichnung „Präsidentin oder Präsident
der IT-Stelle der hessischen Justiz“ an-
gefügt.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012
in Kraft.
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
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u n d  E u r o p a

H a h n
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§ 1

Dem am 19. Mai 2011 und 29. August
2011 unterzeichneten Staatsvertrag zwi-
schen den Ländern Hessen, Bayern, Ba-
den-Württemberg und Nordrhein-Westfa-
len über die Einrichtung einer Gemeinsa-
men elektronischen Überwachungsstelle
der Länder wird zugestimmt. Der Staats-
vertrag wird nachstehend mit Gesetzes-
kraft veröffentlicht.

§ 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag
nach seinem Art. 10 Satz 2 in Kraft tritt,
ist im Gesetz- und Verordnungsblatt Teil I
bekannt zu geben.

*) GVBl. II Anhang Staatsverträge
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Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011
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Das Land Baden-Württemberg, vertre-
ten durch den Ministerpräsidenten, dieser
vertreten durch den Justizminister,

der Freistaat Bayern, vertreten durch
den Ministerpräsidenten, dieser vertreten
durch die Staatsministerin der Justiz und
für Verbraucherschutz,

das Land Hessen, vertreten durch den
Ministerpräsidenten, dieser vertreten
durch den Minister der Justiz, für Integra-
tion und Europa,

und

das Land Nordrhein-Westfalen, vertre-
ten durch die Ministerpräsidentin, diese
vertreten durch den Justizminister,

schließen folgenden Staatsvertrag:

Präambel

I.

Die Führungsaufsicht dient der Unter-
stützung entlassener Straftäter mit einer
ungünstigen Sozialprognose bei der Wie-
dereingliederung in die Gesellschaft und
gleichzeitig ihrer Überwachung zur Ver-
hinderung von neuen Straftaten. Die in
§ 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 des
Strafgesetzbuchs geschaffene Möglich-
keit, unter Führungsaufsicht stehende
verurteilte Personen einer elektronischen
Aufenthaltsüberwachung zu unterwerfen,
ist ein Instrument, mit dem der Schutz 
der Bevölkerung vor rückfallgefährdeten
Straftätern in Ergänzung zu anderen
Maßnahmen verbessert werden soll. Zu-
gleich kann sie der Resozialisierung von
Straffälligen dienen. Das System der elek-
tronischen Aufenthaltsüberwachung ist
keine Straftaten ausschließende Fesse-
lung und ermöglicht nach der gesetzli-
chen Regelung auch keine anlassunab-
hängige permanente Echtzeitbeobach-
tung der Verurteilten. Daher ist sie kein
Ersatz für eine geschlossene Unterbrin-
gung.

Für die Durchführung der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung ist eine
Überwachungsstelle erforderlich, die ein-
gehende Ereignismeldungen (beispiels-
weise über Weisungsverstöße oder Funk-
tionsbeeinträchtigungen des Überwa-
chungssystems) entgegennimmt und im
Hinblick auf möglicherweise notwendige
Maßnahmen der Gefahrenabwehr oder
der Führungsaufsicht bewertet. Abhängig
vom Ergebnis dieser Bewertung wird sie
die jeweils zuständigen polizeilichen und
justiziellen Stellen der Länder unterrich-
ten oder eine Überprüfung der Funktion
oder einen Austausch der Geräte bei der
verurteilten Person veranlassen. Für diese
Aufgaben soll eine gemeinsame elektro-
nische Überwachungsstelle der Länder
eingerichtet werden.

Bei der elektronischen Aufenthalts-
überwachung handelt es sich um eine
Maßnahme der Führungsaufsicht, für die
die Zuständigkeit bei den Ländern liegt.

II.

Darüber hinaus kann die elektronische
Aufenthaltsüberwachung – gegebenen-
falls mit Einwilligung der überwachten
Person – bei Außervollzugsetzung eines
Haftbefehls, im Rahmen einer Bewäh-
rungsweisung, bei Gnadenerweisen, zur
Vermeidung der Vollstreckung von kur-
zen Freiheitsstrafen oder von Ersatzfrei-
heitsstrafen, zur Überwachung vollzugs-
öffnender Maßnahmen oder im Rahmen
der Führungsaufsicht in Fällen, die von
§ 68b Absatz 1 Satz 1 Nummer 12 des
Strafgesetzbuchs nicht umfasst sind, ein-
gesetzt werden. Es bleibt den einzelnen
Ländern überlassen, inwieweit sie von
diesen Einsatzmöglichkeiten Gebrauch
machen. Für die Durchführung der elek-
tronischen Aufenthaltsüberwachung zu
diesen Zwecken können die betroffenen
Länder der Gemeinsamen elektronischen
Überwachungsstelle der Länder zusätz-
lich Aufgaben übertragen.

III.

Die Gemeinsame elektronische Über-
wachungsstelle der Länder arbeitet eng
mit der Hessischen Zentrale für Datenver-
arbeitung (HZD) zusammen, die aufgrund
einer Verwaltungsvereinbarung der Län-
der über den Betrieb und die Nutzung ei-
nes Systems der elektronischen Aufent-
haltsüberwachung vom 19. Mai 2011/
29. August 2011 die Bereitstellung und
den Betrieb eines technischen Systems
zur elektronischen Aufenthaltsüberwa-
chung übernommen hat. Soweit Bestim-
mungen dieses Staatsvertrags einer Kon-
kretisierung bei der Umsetzung bedürfen,
wird auf Regelungen in der Verwaltungs-
vereinbarung der Länder – insbesondere
zum eingerichteten Lenkungsausschuss
und vorgesehenen Abstimmungsverfah-
ren – zurückgegriffen.

Artikel 1

Einrichtung der Gemeinsamen Stelle

(1) Die vertragsschließenden Länder
bilden eine gemeinsame Stelle zur Wahr-
nehmung einzelner Aufgaben der elek-
tronischen Aufenthaltsüberwachung.

(2) Die gemeinsame Stelle ist bei der
„Gemeinsamen IT-Stelle der Hessischen
Justiz (GIT)“ mit Sitz in Bad Vilbel ange-
siedelt. Die gemeinsame Stelle führt die
Bezeichnung „Gemeinsame elektronische
Überwachungsstelle der Länder (GÜL)“.

Staatsvertrag
über die Einrichtung einer Gemeinsamen elektronischen

Überwachungsstelle der Länder
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Artikel 2

Aufgaben und Befugnisse im Falle 
einer Weisung der Führungsaufsicht

(1) Die Länder übertragen der GÜL die
folgenden Aufgaben im Zusammenhang
mit der elektronischen Überwachung des
Aufenthaltsorts von verurteilten Personen,
die der Führungsaufsicht unterstehen und
denen eine Weisung nach § 68b Absatz 1
Satz 1 Nummer 12 des Strafgesetzbuchs
auferlegt wurde:

1. die Entgegennahme und Bewertung
eingehender Systemmeldungen über
einen möglichen Verstoß gegen eine
Weisung nach § 68b Absatz 1 Satz 1
Nummern 1, 2 oder 12 des Strafgesetz-
buchs oder über eine Beeinträchtigung
der Datenerhebung;

2. die Ermittlung der Ursache einer sol-
chen Meldung. Hierzu kann die GÜL
mit der verurteilten Person Kontakt
aufnehmen, sie befragen, sie auf einen
Verstoß hinweisen und ihr mitteilen,
wie sie dessen Beendigung bewirken
kann;

3. die Unterrichtung der Führungsauf-
sichtsstelle und des Bewährungshel-
fers über einen möglichen Verstoß ge-
gen eine Weisung der in Nummer 1
genannten Art. Die Befugnis, Strafan-
trag wegen Verstoßes gegen Weisun-
gen in der Führungsaufsicht zu stellen
(§ 145a Satz 2 des Strafgesetzbuchs),
steht der GÜL nicht zu;

4. die Unterrichtung der Polizei über ei-
nen möglichen Weisungsverstoß oder
eine Beeinträchtigung der Datenerhe-
bung, soweit eine erhebliche gegen-
wärtige Gefahr für das Leben, die kör-
perliche Unversehrtheit, die persönli-
che Freiheit oder die sexuelle Selbst-
bestimmung Dritter (§ 463a Absatz 4
Satz 2 Nummer 4 der Strafprozessord-
nung) zu besorgen ist;

5. die Weitergabe von Daten über den
Aufenthaltsort der verurteilten Person
an die Polizei zur Abwehr einer erheb-
lichen gegenwärtigen Gefahr für das
Leben, die körperliche Unversehrtheit,
die persönliche Freiheit oder die sexu-
elle Selbstbestimmung Dritter (§ 463a
Absatz 4 Satz 2 Nummer 4 der Straf-
prozessordnung);

6. die Weitergabe von Daten über den
Aufenthaltsort der verurteilten Person
an Strafverfolgungsbehörden zur Ver-
folgung einer Straftat der in § 66 Ab-
satz 3 Satz 1 des Strafgesetzbuches ge-
nannten Art (§ 463a Absatz 4 Satz 2
Nummer 5 der Strafprozessordnung);

7. die Initiierung einer Überprüfung der
bei der verurteilten Person vor Ort vor-
handenen technischen Geräte auf ihre
Funktionsfähigkeit oder Manipulatio-
nen und der zu Behebung einer Funk-
tionsbeeinträchtigung erforderlichen
Maßnahmen, insbesondere des Aus-
tausches eines Geräts oder Geräteteils;

8. die Beantwortung von Anfragen der
verurteilten Person zum Umgang mit

den bei ihr vor Ort vorhandenen tech-
nischen Geräten.

(2) Die GÜL handelt bei der Wahrneh-
mung der ihr nach Absatz 1 übertragenen
Aufgaben im Auftrag der Aufsichtsstelle,
der die Führungsaufsicht über die verur-
teilte Person obliegt. Sie beachtet die Vor-
gaben und Weisungen der Führungs-
aufsichtsstelle sowie die Anweisungen
der Strafvollstreckungskammer (§ 68a Ab-
 satz 5 des Strafgesetzbuchs).

Artikel 3

Datenschutzrechtliche Bestimmungen

(1) Die Führungsaufsichtsstelle über-
mittelt der GÜL personenbezogene Daten
über die verurteilte Person, soweit dies
zur Erfüllung der in Artikel 2 genannten
Aufgaben erforderlich ist. Die GÜL kann
zu diesem Zweck nach den für die Füh-
rungsaufsicht geltenden Regelungen
auch bei anderen Stellen personenbezo-
gene Daten über die verurteilte Person er-
heben. Die GÜL speichert diese Daten
und nutzt sie zur Erfüllung der in Arti-
kel 2 genannten Aufgaben.

(2) Die GÜL erhebt und speichert auto-
matisiert Daten über den Aufenthalt der
verurteilten Person sowie über etwaige
Beeinträchtigungen der Datenerhebung
nach Maßgabe des § 463a Absatz 4 der
Strafprozessordnung. Sie übermittelt die-
se Daten nach Maßgabe der genannten
Bestimmung an andere öffentliche Stel-
len.

(3) Die GÜL stellt sicher, dass die bei
ihr gespeicherten Daten gegen den Zu-
griff unbefugter Dritter geschützt sind.
Sie stellt ferner sicher, dass Dritte, derer
sie sich zur Erfüllung ihrer Aufgaben be-
dient, nur die Daten zur Kenntnis erhal-
ten, die zur Erledigung der Aufgaben er-
forderlich sind, die Daten nicht unbefugt
weitergeben und die Aufgaben in diskri-
minierungsfreier Weise erfüllen.

(4) Die GÜL bedient sich bei der Erhe-
bung und Verarbeitung der Daten der
Hessischen Zentrale für Datenverarbei-
tung (HZD) nach Maßgabe der Verwal-
tungsvereinbarung über den Betrieb und
die Nutzung eines Systems der elektroni-
schen Aufenthaltsüberwachung (EAÜ)
vom 19. Mai 2011/29. August 2011. Perso-
nenbezogene Daten im Sinne von Ab-
satz 1 werden der HZD nur übermittelt,
soweit dies für die der HZD übertragenen
Aufgaben ausnahmsweise erforderlich ist
oder die verurteilte Person zur Klärung
technischer Fragen einwilligt.

(5) Im Übrigen findet auf die Tätigkeit
der GÜL das Hessische Datenschutzge-
setz in der jeweils geltenden Fassung An-
wendung. Die GÜL unterliegt der Auf-
sicht durch den Hessischen Datenschutz-
beauftragten nach Maßgabe des Hessi-
schen Datenschutzgesetzes.
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Artikel 4

Weitere Einsatzzwecke

Jedes Land kann der GÜL durch ge-
sonderte Vereinbarung mit dem Land
Hessen Aufgaben der elektronischen
Überwachung des Aufenthaltsorts von
Personen auch zu anderen Zwecken
übertragen, insbesondere

1. bei Außervollzugsetzung eines Haftbe-
fehls,

2. im Rahmen einer Bewährungswei-
sung,

3. bei Gnadenerweisen,

4. zur Vermeidung der Vollstreckung von
kurzen Freiheitsstrafen oder von Er-
satzfreiheitsstrafen,

5. zur Überwachung vollzugsöffnender
Maßnahmen oder

6. im Rahmen der Führungsaufsicht in
Fällen, die von § 68b Absatz 1 Satz 1
Nummer 12 des Strafgesetzbuchs nicht
umfasst sind.

Artikel 5

Besetzung der GÜL

(1) Die GÜL wird mit einer Leiterin
oder einem Leiter, einer Stellvertreterin
oder einem Stellvertreter und weiteren
Überwachungsbediensteten in der erfor-
derlichen Zahl besetzt. Sie sollen Kennt-
nisse und Erfahrungen auf dem Gebiet
der Führungsaufsicht, der Bewährungs-
hilfe, des Strafvollzugs oder der polizeili-
chen Aufgaben besitzen.

(2) Die Leiterin oder der Leiter der
GÜL und die Stellvertreterin oder der
Stellvertreter werden vom Land Hessen
nach Anhörung des durch die Verwal-
tungsvereinbarung vom 19. Mai 2011/
29. August 2011 eingesetzten Lenkungs-
kreises ernannt.

Artikel 6

Ausstattung

Das Land Hessen stellt die Räumlich-
keiten und die Sachausstattung zur Ver-
fügung, die für den Betrieb der GÜL er-
forderlich sind. Hierzu zählt auch unter-
stützendes Personal.

Artikel 7

Finanzierung

(1) Das Land Hessen verauslagt die
Personal- und Sachkosten für die GÜL.
Diese werden sodann nach dem relativen
Verhältnis der Bevölkerungsanteile der
vertragsschließenden Länder in der je-
weils aktuellen Fassung (relativer König-
steiner Schlüssel) aufgeteilt. Die Anteils-
beträge werden im Laufe eines jeden
Rechnungsjahres in zwei Teilbeträgen
zum Juli und November nach den Ansät-
zen des Finanzplans der GÜL fällig.

(2) Zusätzliche Kosten, die dadurch
entstehen, dass die GÜL zu den in Arti-
kel 4 genannten Einsatzzwecken tätig
wird, werden unter den Ländern, die die
Aufenthaltsüberwachung für diese Zwe-
cke in Anspruch nehmen, nach dem rela-
tiven Verhältnis der Bevölkerungsanteile
in der jeweils aktuellen Fassung (relativer
Königsteiner Schlüssel) verteilt.

Artikel 8

Geltungsdauer, Kündigung

(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte
Zeit geschlossen. Er kann von jedem
Land durch schriftliche Erklärung gegen-
über den übrigen Ländern zum Ende ei-
nes Kalenderjahres zum Ablauf des fol-
genden Kalenderjahres gekündigt wer-
den.

(2) Durch das Ausscheiden eines Lan-
des wird die Wirksamkeit des Vertrags
zwischen den übrigen Ländern nicht be-
rührt. Dies gilt nicht im Fall einer Kündi-
gung durch das Land Hessen.

Artikel 9

Beitritt weiterer Länder

(1) Andere Länder können diesem Ver-
trag beitreten. Der Beitritt erfolgt durch
schriftliche Erklärung des Beitritts gegen-
über dem Hessischen Ministerium der
Justiz, für Integration und Europa und,
soweit die Zustimmung der gesetzgeben-
den Körperschaft des beitretenden Lan-
des erforderlich ist, mit deren Zustim-
mung. Über den Eingang der Beitrittser-
klärung unterrichtet das Hessische Minis-
terium der Justiz, für Integration und
Europa die übrigen vertragsschließenden
Länder.

(2) Die Regelungen dieses Vertrags
treten für das beitretende Land am Tage
nach dem Eingang der Beitrittserklärung
beim Hessischen Ministerium der Justiz,
für Integration und Europa in Kraft. So-
weit die Zustimmung der gesetzgebenden
Körperschaft des beitretenden Landes er-
forderlich ist, treten die Regelungen für
das beitretende Land am Tag nach dem
Eingang der Anzeige dieser Zustimmung
beim Hessischen Ministerium der Justiz,
für Integration und Europa in Kraft.

(3) Vom Zeitpunkt der Wirksamkeit
des Beitritts an wird das beitretende Land
mit Rückwirkung zum Beginn des laufen-
den Kalenderjahres an den laufenden
Personal- und Sachkosten beteiligt. Er-
folgt der Beitritt innerhalb von vier Jahren
nach Inkrafttreten dieses Vertrags, hat
das Land den Anteil an den bisher ange-
fallenen Kosten der Einrichtung und eines
Ausbaus der GÜL zu tragen, der ihm bei
einer Verteilung der Kosten auf die zum
Zeitpunkt des Beitritts beteiligten Länder
zukommt. Der Kostenanteil wird bei den
dem Beitritt folgenden Abrechnungen der
laufenden Kosten berücksichtigt.
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Artikel 10

Inkrafttreten

Der Vertrag bedarf der Ratifikation. Er
tritt am Ersten des Monats in Kraft, der
auf den Monat folgt, in dem die Ratifikati-
onsurkunden von den vertragsschließen-

den Ländern beim Hessischen Ministeri-
um der Justiz, für Integration und Europa
hinterlegt worden sind. Das Hessische
Ministerium der Justiz, für Integration
und Europa teilt den übrigen beteiligten
Ländern den Zeitpunkt der Hinterlegung
der letzten Ratifikationsurkunde mit.

Für das Land Baden-Württemberg:

Der Justizminister Rainer Stickelberger

Für den Freistaat Bayern:

Die Staatsministerin der Justiz und für
Verbraucher schutz Dr. Beate Merk

Für das Land Hessen:

Der Minister der Justiz, für Integration
und Europa Jörg-Uwe Hahn

Für das Land Nordrhein-Westfalen:

Der Justizminister Thomas Kutschaty
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Artikel 11)

Änderung der 
Hessischen Gemeindeordnung

Die Hessische Gemeindeordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 24. März 2010
(GVBl. I S. 119), wird wie folgt geändert:

1. Die Übersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) Nach der Angabe „SECHSTER
TEIL: Gemeindewirtschaft“ wird
der Angabe „Erster Abschnitt:
Haushaltswirtschaft“ die Angabe
„§§ 92 bis 114“ angefügt.

b) Die nachfolgenden Angaben „Ers-
ter Titel: Gemeinsame Vorschriften
§§ 92 bis 93“, „Zweiter Titel: Haus-
haltswirtschaft mit Verwaltungs-
buchführung §§ 94 bis 114“ und
„Dritter Titel: Haushaltsführung
mit doppelter Buchführung 
§§ 114a bis 114u“ werden gestri-
chen.

c) In der Angabe zum ZEHNTEN
TEIL wird die Angabe „§§ 148 bis
156“ durch „§§ 148 bis 155“ er-
setzt.

2. In § 5 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem
Wort „sind“ die Wörter „auszuferti-
gen und“ eingefügt.

3. In § 7 Abs. 1 werden die Wörter „Zei-
tung oder in einem Amtsblatt“ durch
die Angabe „Zeitung, in einem Amts-
blatt oder im Internet“ ersetzt.

4. § 8b wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 5 werden die Wörter
„der Jahresrechnung oder“
gestrichen und die Angabe
„(§§ 112 und 114s)“ durch 
„(§ 112)“ ersetzt.

bb) Nach Nr. 5 wird als Nr. 5a ein-
gefügt:

„5a. Entscheidungen im Rah-
men der Bauleitplanung
mit Ausnahme des Auf-
stellungsbeschlusses nach
§ 2 Abs. 1 des Baugesetz-
buches (BauGB) in der
Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch

Gesetz vom 22. Juli 2011
(BGBl. I S. 1509),“

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort
„sechs“ durch „acht“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe
„von mindestens zehn vom
Hundert“ durch „in Gemein-
den mit mehr als 100 000 Ein-
wohnern von mindestens 
3 Prozent, in Gemeinden mit
mehr als 50 000 Einwohnern
von mindestens 5 Prozent und
in den sonstigen Gemeinden
von mindestens 10 Prozent“
ersetzt.

cc) Als neuer Satz 5 wird ange-
fügt:

„Der Gemeindevorstand un-
terrichtet auf Wunsch vor der
Sammlung der Unterschriften
über die beim Bürgerbegehren
einzuhaltenden gesetzlichen
Bestimmungen.“

c) Dem Abs. 4 wird folgender Satz
angefügt:

„Die Gemeindevertretung kann
mit Zustimmung der Vertrauens-
personen Unstimmigkeiten im
Wortlaut der Fragestellung des
Bürgerbegehrens bereinigen.“

5. § 15 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort „muss“
durch „soll“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden die Wörter „Der
Minister des Innern kann jedoch,
wenn besondere Gründe vorlie-
gen,“ durch „Aus besonderen
Gründen kann der Minister des In-
nern jedoch“ ersetzt.

c) Satz 3 wird aufgehoben.

6. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 16

Gebietsänderungen“

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter
„und Gemeindeteile zu ge-
meindefreien Grundstücken
erklärt“ gestrichen.

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

c) Als Abs. 3 und 4 werden angefügt:

„(3) Gemeindegrenzen können
freiwillig durch Vereinbarung der be-
teiligten Gemeinden mit Genehmi-1) Ändert GVBl. II 331-1

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung und anderer Gesetze*)

Vom 16. Dezember 2011



gung der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde geändert werden. Die Verein-
barung muss von den Gemeindever-
tretungen der beteiligten Gemeinden
mit der Mehrheit der gesetzlichen
Zahl der Gemeindevertreter beschlos-
sen werden. Vor der Beschlussfas-
sung sind die Bürger zu hören, die in
dem unmittelbar betroffenen Gebiet
wohnen; das gilt nicht in Fällen von
geringer Bedeutung (§ 17 Abs. 2 
Satz 3). Satz 2 und 3 gelten nicht,
wenn über die Eingliederung einer
Gemeinde in eine andere Gemeinde
oder die Neubildung einer Gemeinde
durch Vereinigung von Gemeinden
ein Bürgerentscheid (§ 8b) durchge-
führt wird. Ein Bürgerentscheid findet
auch statt, wenn dies die Gemeinde-
vertretung mit einer Mehrheit von
mindestens zwei Dritteln der gesetzli-
chen Zahl der Gemeindevertreter be-
schließt.

(4) Gegen den Willen der beteilig-
ten Gemeinden können Gemeinde-
grenzen nur durch Gesetz geändert
werden. Das Gleiche gilt für die Neu-
bildung einer Gemeinde aus Teilen
einer oder mehrerer Gemeinden.“

7. § 17 wird wie folgt gefasst:

„§ 17

Rechtsfolgen, Auseinandersetzung

(1) In der Vereinbarung nach § 16 
Abs. 3 ist insbesondere der Umfang
der Grenzänderung zu regeln und
sind Bestimmungen über den Tag der
Rechtswirksamkeit und, soweit erfor-
derlich, über das Ortsrecht, die Ver-
waltung, die Rechtsnachfolge, die
Auseinandersetzung und den Wahl-
tag einer Nachwahl nach § 32 Abs. 1
des Kommunalwahlgesetzes zu tref-
fen (Grenzänderungsvertrag). Wird
eine neue Gemeinde gebildet, muss
die Vereinbarung auch Bestimmun-
gen über die vorläufige Wahrneh-
mung der Aufgaben der Gemeindeor-
gane der neuen Gemeinde enthalten.
Wird eine Gemeinde in eine andere
Gemeinde eingegliedert, muss die
Vereinbarung auch Bestimmungen
über die vorläufige Vertretung der
Bevölkerung der eingegliederten Ge-
meinde durch die Gemeindevertreter
der eingegliederten Gemeinde in der
Gemeindevertretung der aufnehmen-
den Gemeinde bis zur nächsten re-
gelmäßigen Wahl oder einer Nach-
wahl treffen. Der Gemeindevertre-
tung der aufnehmenden Gemeinde
muss mindestens ein Gemeindever-
treter der eingegliederten Gemeinde
angehören, im Übrigen sind bei der
Bestimmung der Zahl der Gemeinde-
vertreter der eingegliederten Ge-
meinde in der Gemeindevertretung
der aufnehmenden Gemeinde die ört-
lichen Verhältnisse und der Bevölke-
rungsanteil zu berücksichtigen. Im
Falle des Satz 3 muss die Vereinba-
rung ferner Bestimmungen über eine

befristete Vertretung der eingeglie-
derten Gemeinde bei Streitigkeiten
über die Vereinbarung treffen.

(2) Der Grenzänderungsvertrag
bedarf der Genehmigung der oberen
Aufsichtsbehörde. In Fällen von ge-
ringer Bedeutung genehmigt die Auf-
sichtsbehörde die Vereinbarung über
die Grenzänderung. Geringe Bedeu-
tung hat eine Grenzänderung, wenn
sie nicht mehr als drei Prozent des
Gebiets der abgebenden Gemeinde
und nicht mehr als insgesamt 200
Einwohner erfasst.

(3) Enthält die Vereinbarung nach
§ 16 Abs. 3 keine erschöpfende Rege-
lung oder kann wegen einzelner Be-
stimmungen die Genehmigung nicht
erteilt werden, ersucht die zuständige
Aufsichtsbehörde die Gemeinden, die
Mängel binnen angemessener Frist
zu beseitigen. Kommen die Gemein-
den einem solchen Ersuchen nicht
nach, trifft die zuständige Aufsichts-
behörde die im Interesse des öffentli-
chen Wohls erforderlichen Bestim-
mungen.

(4) Bei einer Änderung der Ge-
meindegrenzen durch Gesetz werden
die Rechtsfolgen und die Auseinan-
dersetzung im Gesetz oder durch Ver-
ordnung geregelt. Das Gesetz kann
dies auch der Regelung durch Verein-
barung überlassen, die der Genehmi-
gung der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde bedarf. Kommt diese Vereinba-
rung nicht zustande, gilt Abs. 3 ent-
sprechend.

(5) Die Genehmigung des Grenz-
änderungsvertrags und die Entschei-
dung der Aufsichtsbehörde über 
die Auseinandersetzung begründen
Rech te und Pflichten der Beteiligten.
Sie bewirken den Übergang, die Be-
schränkung oder Aufhebung von
dinglichen Rechten. Die Aufsichtsbe-
hörde ersucht die zuständigen Behör-
den um die Berichtigung der öffentli-
chen Bücher.

(6) Rechtshandlungen, die aus An-
lass der Änderung des Gemeindege-
biets erforderlich werden, sind frei
von öffentlichen Abgaben und Ge-
bühren.“

8. § 18 wird aufgehoben.

9. In § 23 Abs. 2 Nr. 4 wird das Wort
„Anstellungsbehörde“ durch „Ein-
stellungsbehörde“ ersetzt.

10. Dem § 27 Abs. 1 werden folgende
Sätze angefügt:

„Selbstständig Tätige erhalten auf
Antrag anstelle des Durchschnittssat-
zes eine Verdienstausfallpauschale je
Stunde, die im Einzelfall auf der
Grundlage des glaubhaft gemachten
Einkommens festgesetzt wird. In der
Satzung ist ein einheitlicher Höchst-
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betrag je Stunde festzulegen, der bei
dem Ersatz des Verdienstausfalles
nicht überschritten werden darf; es
kann außerdem ein täglicher oder
monatlicher Höchstbetrag festgelegt
werden.“

11. In § 28 Abs. 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „ausländischer Einwohner“ durch
„von Einwohnern“ ersetzt.

12. In § 37 Nr. 1 Buchst. d wird das Wort
„Gemeinden“ durch „Gemeinde“ er-
setzt.

13. In § 40 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort
„Anstellungsbedingungen“ durch
„Einstellungsbedingungen“ ersetzt.

14. In § 43 Abs. 1 Nr. 3 werden nach der
Angabe „Staatsaufsicht (Kommunal-
und Fachaufsicht)“ die Wörter „über
die Gemeinde“ eingefügt.

15. § 50 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach dem Wort „Ge-
meinde“ die Angabe „ , mit Aus-
nahme der Erfüllung der Auftrags-
angelegenheiten im Sinne des § 4
Abs. 2,“ eingefügt.

b) In Satz 5 werden nach dem Wort
„Gemeindevertreter“ die Wörter
„und der Fraktionen“ eingefügt.

16. § 51 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 5 wird wie folgt gefasst:

„5. die Aufstellung von allgemei-
nen Grundsätzen für die Ein-
stellung, Beförderung, Entlas-
sung und Besoldung der Be-
amten und der Arbeitnehmer
der Gemeinde im Rahmen des
allgemeinen Beamten- und Ar-
beitsrechts,“

b) Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

„8. die Zustimmung zu überplan-
mäßigen und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und Aus-
zahlungen nach näherer Maß-
gabe des § 100,“

c) Nr. 9 wird wie folgt gefasst:

„9. die Beratung des Jahresab-
schlusses (§ 112) und die Ent-
lastung des Gemeindevor-
stands,“

d) In Nr. 13 werden vor dem Wort
„Änderung“ die Wörter „Errich-
tung, die“ eingefügt.

16a. Dem § 52 wird als Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Hauptsatzung kann be-
stimmen, dass in öffentlichen Sitzun-
gen Film- und Tonaufnahmen durch
die Medien mit dem Ziel der Veröf-
fentlichung zulässig sind.“

16b. Dem § 53 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Der Antragsteller zählt zu den an-
wesenden Gemeindevertretern.“

17. In § 56 Abs. 1 Satz 2 werden nach
dem Wort „Gemeindevertretung“ die
Wörter „und der Gemeinde“ einge-
fügt.

18. Dem § 57 werden als Abs. 3 bis 5 an-
gefügt:

„(3) Der Vorsitzende repräsentiert
die Gemeindevertretung in der Öf-
fentlichkeit. Er wahrt die Würde und
die Rechte der Gemeindevertretung.

(4) Der Vorsitzende fördert die Ar-
beiten der Gemeindevertretung ge-
recht und unparteiisch. In diesem
Rahmen kann er die Einwohner über
das Wirken der Gemeindevertretung
informieren.

(5) In der Erledigung seiner Auf-
gaben informiert und unterstützt ihn
der Gemeindevorstand; erforderliche
Mittel sind ihm zur Verfügung zu
stellen.“

19. § 58 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden nach dem
Wort „schriftlich“ die Wörter „oder
elektronisch“ eingefügt.

b) In Abs. 5 Satz 3 werden nach dem
Wort „Anträge“ die Wörter „ein-
zelner Gemeindevertreter und
Fraktionen“ eingefügt.

20. § 62 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 4 werden nach dem Wort
„schriftlich“ die Wörter „oder elek-
tronisch“ eingefügt.

b) In Satz 5 wird das Wort „Ände-
rung“ durch „Änderungen“ er-
setzt.

20a. Dem § 68 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Der Antragsteller zählt zu den an-
wesenden Mitgliedern.“

21. § 73 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird das Wort „an“
durch „ein“ ersetzt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe 
„§ 39 Abs. 1“ durch „§ 39 
Abs. 1a“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe 
„ , Angestellten und Arbeiter“
durch die Wörter „und der Arbeit-
nehmer“ ersetzt.

22. In § 74 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort
„anrufen“ durch „beantragen“ er-
setzt.
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23. Nach § 76 wird als § 76a eingefügt:

„§ 76a

Ruhestand auf Antrag aus 
besonderen Gründen

Ein Bürgermeister kann die Ver-
setzung in den Ruhestand mit der Be-
gründung beantragen, dass ihm das
für die weitere Amtsführung erforder-
liche Vertrauen nicht mehr entgegen-
gebracht wird, wenn die Vorausset-
zungen für die Gewährung eines Ru-
hegehalts erfüllt sind. Der Antrag ist
schriftlich bei dem Vorsitzenden der
Gemeindevertretung zu stellen; er
kann nur bis zur Beschlussfassung
der Gemeindevertretung schriftlich
zurückgenommen werden. Hat die
Gemeindevertretung der Versetzung
in den Ruhestand mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der gesetzlichen
Zahl ihrer Mitglieder zugestimmt,
versetzt die oberste Dienstbehörde
den Bürgermeister durch schriftliche
Verfügung in den Ruhestand. Der Ru-
hestand beginnt nach Ablauf des Mo-
nats, in dem dem Bürgermeister die
Verfügung zugestellt worden ist.“

23a. In § 81 Abs. 1 Satz 4 wird die Anga-
be „(§ 18)“ durch „(§ 17)“ ersetzt.

24. Dem § 82 Abs. 5 wird folgender Satz
angefügt:

„Für die Aufhebung der Übertragung
gilt § 86 des Hessischen Verwaltungs-
verfahrensgesetzes entsprechend.“

25. Die § 92 vorangehende Angabe „Ers-
ter Titel Gemeinsame Vorschriften“
wird gestrichen.

26. § 92 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 werden nach dem Wort
„wirtschaftlich“ die Wörter „und
nach den Grundsätzen der doppel-
ten Buchführung“ eingefügt.

b) Abs. 3 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3
und wie folgt gefasst:

„(3) Der Haushalt soll in jedem
Haushaltsjahr unter Berücksichti-
gung von Fehlbeträgen aus Vor-
jahren ausgeglichen sein. Der Er-
gebnishaushalt gilt als ausgegli-
chen, wenn

1. der Gesamtbetrag der ordentli-
chen Erträge und der Zins- und
sonstigen Finanzerträge min-
destens ebenso hoch ist wie der
Gesamtbetrag der ordentlichen
Aufwendungen und der Zins-
und sonstigen Finanzaufwen-
dungen oder

2. der Fehlbedarf im ordentlichen
Ergebnis des Ergebnishaushalts
und der Fehlbetrag im ordentli-

chen Ergebnis der Ergebnis-
rechnung durch die Inanspruch-
nahme von Mitteln der Rückla-
gen ausgeglichen werden kön-
nen.“

d) Als neuer Abs. 4 wird angefügt:

„(4) Die Gemeinde hat ein
Haushaltssicherungskonzept auf-
zustellen, wenn

1. der Haushalt trotz Ausnutzung
aller Einsparmöglichkeiten bei
den Aufwendungen und Aus-
zahlungen und Ausschöpfung
aller Ertrags- und Einzahlungs-
möglichkeiten nicht ausgegli-
chen werden kann oder

2. Fehlbeträge aus Vorjahren aus-
zugleichen sind oder

3. nach der Ergebnis- und Finanz-
planung (§ 101) im Planungs-
zeitraum Fehlbeträge erwartet
werden.

Es ist von der Gemeindevertretung
zu beschließen und der Aufsichts-
behörde mit der Haushaltssatzung
vorzulegen.“

27. § 93 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„Grundsätze der Erzielung von 
Erträgen und Einzahlungen“

b) In Abs. 2 wird das Wort „Einnah-
men“ jeweils durch die Wörter
„Erträge und Einzahlungen“ er-
setzt.

28. Der Zweite Titel des Sechsten Teils
wird aufgehoben.

29. Die bisherigen §§ 114a bis 114u wer-
den die §§ 94 bis 114.

30. Der neue § 95 wird wie folgt geän-
dert:

a) Die Überschrift wird wie folgt ge-
fasst:

„§ 95

Haushaltsplan“

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die entsprechenden Vorschriften
für die Sondervermögen der Ge-
meinde bleiben unberührt.“

c) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„Der Stellenplan für die Beamten
und Arbeitnehmer ist Teil des
Haushaltsplans.“

d) Abs. 4 wird aufgehoben.

Nr. 26 – Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen, Teil I – 23. Dezember 2011 789



31. Der neue § 97 wird wie folgt gefasst:

„§ 97

Erlass der Haushaltssatzung

(1) Der Gemeindevorstand stellt
den Entwurf der Haushaltssatzung
fest und legt ihn der Gemeindevertre-
tung zur Beratung und Beschlussfas-
sung vor. Ist ein Beigeordneter für die
Verwaltung des Finanzwesens be-
stellt, so bereitet er den Entwurf vor.
Er ist berechtigt, seine abweichende
Stellungnahme zu dem Entwurf des
Gemeindevorstands der Gemeinde-
vertretung vorzulegen.

(2) Der Entwurf der Haushaltssat-
zung mit ihren Anlagen ist unverzüg-
lich nach der Vorlage an die Gemein-
devertretung, spätestens am zwölften
Tag vor der Beschlussfassung durch
die Gemeindevertretung, an sieben
Tagen öffentlich auszulegen. Die
Auslegung ist vorher öffentlich be-
kannt zu machen.

(3) Der Entwurf der Haushaltssat-
zung mit ihren Anlagen wird von der
Gemeindevertretung in öffentlicher
Sitzung beraten und beschlossen. Er
soll vorher im Finanzausschuss der
Gemeindevertretung eingehend be-
handelt werden. In der Beratung
kann der mit der Verwaltung des Fi-
nanzwesens betraute Beigeordnete
seine abweichende Auffassung ver-
treten.

(4) Die von der Gemeindevertre-
tung beschlossene Haushaltssatzung
ist mit ihren Anlagen der Aufsichts-
behörde vorzulegen. Die Vorlage soll
spätestens einen Monat vor Beginn
des Haushaltsjahres erfolgen.

(5) Im Anschluss an die öffentliche
Bekanntmachung der Haushaltssat-
zung ist der Haushaltsplan an sieben
Tagen öffentlich auszulegen; in der
Bekanntmachung ist auf die Ausle-
gung hinzuweisen. Enthält die Haus-
haltssatzung genehmigungsbedürfti-
ge Teile, so ist sie erst nach der Ertei-
lung der Genehmigung bekannt zu
machen.“

32. Im neuen § 98 Abs. 2 Nr. 5 wird die
Angabe „Beamte, Angestellte oder
Arbeiter“ durch die Wörter „Beamte
oder Arbeitnehmer“ und die Wörter
„Vergütungs- oder Lohngruppe“
durch das Wort „Entgeltgruppe“ er-
setzt.

33. Der neue § 100 wird wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 1 Satz 3 wird nach dem
Wort „Umfang“ das Wort „und“
durch „oder“ ersetzt.

b) In Abs. 5 wird die Angabe „§ 114e
Abs. 2“ durch „§ 98 Abs. 2“ er-
setzt.

34. Der neue § 102 wird wie folgt geän-
dert:

a) In Abs. 4 Satz 2 wird die Angabe
„§ 114j Abs. 2 Satz 2 und 3“ durch
„§ 103 Abs. 2 Satz 2 und 3“ ersetzt.

b) In Abs. 5 Satz 2 wird die Angabe
„§ 114g Abs. 1 Satz 2 und 3“ durch
„§ 100 Abs. 1 Satz 2 und 3“ ersetzt.

35. Im neuen § 104 Abs. 2 Satz 2 wird die
Angabe „§ 114j Abs. 2 Satz 2 und 3“
durch „§ 103 Abs. 2 Satz 2 und 3“ er-
setzt.

36. Der neue § 105 wird wie folgt geän-
dert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1.

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Der in der Haushaltssat-
zung festgesetzte Höchstbetrag be-
darf der Genehmigung durch die
Aufsichtsbehörde.“

37. Der neue § 106 Abs. 4 wird wie folgt
gefasst:

„(4) Für ungewisse Verbindlich-
keiten und für Aufwendungen, deren
Höhe oder Zeitpunkt ihres Eintritts
unbestimmt ist, hat die Gemeinde
Rückstellungen in angemessener Hö-
he zu bilden.“

38. Die neuen §§ 108 bis 111 werden wie
folgt gefasst:

„§ 108

Erwerb und Verwaltung von 
Vermögen, Wertansätze

(1) Die Gemeinde soll Vermögens-
gegenstände nur erwerben, soweit
dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben in
absehbarer Zeit erforderlich ist.

(2) Die Vermögensgegenstände
sind pfleglich und wirtschaftlich zu
verwalten und ordnungsgemäß nach-
zuweisen. Bei Geldanlagen ist auf ei-
ne ausreichende Sicherheit zu achten;
sie sollen einen angemessenen Ertrag
bringen.

(3) Die Gemeinde hat eine Eröff-
nungsbilanz aufzustellen, in der die
Vermögensgegenstände und Schul-
den mit ihren Werten unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsmäßi-
ger Inventur vollständig aufzuneh-
men sind. Die Vermögensgegenstän-
de sind mit den Anschaffungs- oder
Herstellungskosten, vermindert um
Abschreibungen, die Verbindlichkei-
ten zu ihrem Rückzahlungsbetrag
und die Rückstellungen in Höhe des
Betrages anzusetzen, der nach sach-
gerechter Beurteilung angemessen
ist. Dies gilt auch für die Schlussbi-
lanz, die zum 31. Dezember eines je-
den Haushaltsjahres aufzustellen ist.
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(4) In der Eröffnungsbilanz dürfen
die Vermögensgegenstände und
Schulden auch mit den Werten ange-
setzt werden, die vor dem 1. Januar
2005 sachgerecht ermittelt worden
sind; etwaige Wertminderungen sind
zu berücksichtigen.

(5) Ergibt sich bei der Aufstellung
der Bilanz für ein späteres Haushalts-
jahr, dass in der Eröffnungsbilanz
Vermögensgegenstände oder Schul-
den nicht oder fehlerhaft angesetzt
worden sind, so ist in der späteren Bi-
lanz der Wertansatz zu berichtigen
oder der unterlassene Ansatz nachzu-
holen; dies gilt auch, wenn die Ver-
mögensgegenstände oder Schulden
am Bilanzstichtag nicht mehr vorhan-
den sind, jedoch nur für die auf die
Vermögensänderung folgende Bilanz.
Eine Berichtigung kann letztmalig in
der vierten der Eröffnungsbilanz fol-
genden Bilanz vorgenommen wer-
den. Vorherige Bilanzen sind nicht zu
berichtigen.

§ 109

Veräußerung von Vermögen

(1) Die Gemeinde darf Vermögens-
gegenstände, die sie zur Erfüllung ih-
rer Aufgaben in absehbarer Zeit nicht
braucht, veräußern. Vermögensge-
genstände dürfen in der Regel nur zu
ihrem vollen Wert veräußert werden.

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß für die
Überlassung der Nutzung eines Ver-
mögensgegenstandes.

(3) Ausnahmen von dem Gebot
des vollen Wertersatzes nach Abs. 1
Satz 2 sind im öffentlichen Interesse
zulässig. Bei Nutzungsüberlassungen
nach Abs. 2 entscheidet der Gemein-
devorstand; die Entscheidung ist der
Gemeindevertretung mitzuteilen.

§ 110

Gemeindekasse

(1) Die Gemeindekasse erledigt al-
le Kassengeschäfte der Gemeinde; 
§ 117 bleibt unberührt. Die Buchfüh-
rung kann von den Kassengeschäften
abgetrennt werden.

(2) Die Gemeinde hat, wenn sie ih-
re Kassengeschäfte nicht durch eine
Stelle außerhalb der Gemeindever-
waltung besorgen lässt, einen Kas-
senverwalter und einen Stellvertreter
zu bestellen.

(3) Der Kassenverwalter und sein
Stellvertreter können hauptamtlich
oder ehrenamtlich tätig sein. Die an-
ordnungsbefugten Personen sowie
der Leiter und die Prüfer des Rech-
nungsprüfungsamts können nicht
gleichzeitig die Aufgaben eines Kas-
senverwalters wahrnehmen.

(4) Der Kassenverwalter und sein
Stellvertreter dürfen miteinander
oder mit dem Bürgermeister, den Bei-
geordneten sowie dem Leiter und den

Prüfern des Rechnungsprüfungsamts
nicht bis zum dritten Grade verwandt
oder bis zum zweiten Grade ver-
schwägert oder durch Ehe oder durch
eingetragene Lebenspartnerschaft
verbunden sein. § 43 Abs. 2 Satz 2
und 3 gilt sinngemäß.

(5) Der Kassenverwalter, sein Stell-
vertreter und die anderen in der Ge-
meindekasse beschäftigten Beamten
und Arbeitnehmer sind nicht befugt,
Zahlungen anzuordnen.

§ 111

Übertragung von Kassengeschäften, 
Automation

(1) Die Gemeinde kann die Kas-
sengeschäfte ganz oder teilweise von
einer Stelle außerhalb der Gemeinde-
verwaltung besorgen lassen, wenn
die ordnungsgemäße Erledigung und
die Prüfung nach den für die Gemein-
de geltenden Vorschriften gewähr-
leistet sind. § 4 des Hessischen Da-
tenschutzgesetzes in der Fassung
vom 7. Januar 1999 (GVBl. I S. 98),
geändert durch Gesetz vom 20. Mai
2011 (GVBl. I S. 208), gilt entspre-
chend. Die Vorschriften des Gesetzes
über kommunale Gemeinschaftsar-
beit vom 16. Dezember 1969 (GVBl. I
S. 307), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 16. Dezember 2011 (GVBl. I 
S. 786), in der jeweils geltenden Fas-
sung bleiben unberührt.

(2) Werden die Kassengeschäfte
ganz oder teilweise unter Einsatz au-
tomatischer Datenverarbeitungsanla-
gen erledigt, so ist den für die Prü-
fung zuständigen Stellen Gelegenheit
zu geben, die Verfahren vor ihrer An-
wendung zu prüfen.“

39. Der neue § 112 wird wie folgt geän-
dert:

a) Abs. 5 Satz 1 Nr. 4 wird wie folgt
gefasst:

„4. der rechtlich selbstständigen
örtlichen Stiftungen mit kauf-
männischer Rechnungslegung,
die von der Gemeinde errich-
tet worden sind, von ihr ver-
waltet werden und in die sie
Vermögen eingebracht hat,“

b) Abs. 7 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Jahresabschlüsse der Aufga-
benträger nach Abs. 5, bei denen
der Gemeinde die Mehrheit der
Stimmrechte zusteht, sind entspre-
chend den §§ 300 bis 307 des Han-
delsgesetzbuches in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 4100-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
6. Dezember 2011 (BGBl. I S. 2481),
in die Zusammenfassung nach
Abs. 5 mit der Maßgabe einzube-
ziehen, dass die jeweiligen Buch-
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werte in den Abschlüssen der Auf-
gabenträger mit denen des Ab-
schlusses der Gemeinde zusam-
mengefasst werden.“

40. Die Überschrift „Dritter Titel Haus-
haltswirtschaft mit doppelter Buch-
führung“ wird gestrichen.

40a. § 121 wird wie folgt geändert:

Als neue Abs. 1a und 1b werden ein-
gefügt:

„(1a) Abweichend von Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3, Abs. 5 Nr. 1 und § 122
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 dürfen Gemein-
den sich ausschließlich auf dem Ge-
biet der Erzeugung, Speicherung
und Einspeisung erneuerbarer Ener-
gien sowie der Verteilung von hie-
raus gewonnener thermischer Ener-
gie wirtschaftlich betätigen, wenn
die Betätigung innerhalb des Ge-
meindegebietes oder im regionalen
Umfeld in den Formen interkommu-
naler Zusammenarbeit und unter Be-
teiligung privater Dritter erfolgt. Die
Beteiligung der Gemeinden soll da-
bei einen Anteil von 50 Prozent nicht
übersteigen. Die wirtschaftliche Be-
teiligung der Einwohner soll ermög-
licht werden. Ist trotz einer Markter-
kundung die geforderte Beteiligung
privater Dritter und Einwohner nicht
zu erreichen, kann die Gemeinde ih-
ren Anteil an der neuen Gesellschaft
entsprechend steigern. Die Ergebnis-
se der Markterkundung sind der
Aufsicht vorzulegen. Die wirtschaftli-
che Betätigung nach dieser Vor-
schrift ist in besonderer Weise dem
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit zu
unterwerfen. Die wirtschaftlichen Er-
gebnisse dieser Betätigung sind ein-
mal jährlich der Gemeindevertretung
vorzulegen.

(1b) Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 1a die-
nen auch dem Schutz privater Drit-
ter, soweit sie sich entsprechend
wirtschaftlich betätigen oder betäti-
gen wollen. Betätigungen nach § 121
Abs. 1 Satz 2 bleiben hiervon unbe-
rührt.“

41. § 122 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Ist die Gemeinde mit mehr
als 50 Prozent an einer Gesell-
schaft unmittelbar beteiligt, so hat
sie darauf hinzuwirken, dass

1. in sinngemäßer Anwendung der
für die Eigenbetriebe geltenden
Vorschriften

a) für jedes Wirtschaftsjahr ein
Wirtschaftsplan aufgestellt
wird,

b) der Wirtschaftsführung eine
fünfjährige Finanzplanung
zugrunde gelegt und der Ge-

meinde zur Kenntnis ge-
bracht wird,

2. nach den Wirtschaftsgrundsät-
zen (§ 121 Abs. 8) verfahren
wird, wenn die Gesellschaft ein
wirtschaftliches Unternehmen
betreibt.“

b) In Abs. 5 werden die Worte „vom
Hundert“ durch „Prozent unmittel-
bar oder mittelbar“ ersetzt.

42. § 123 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Ist die Gemeinde an einem Unter-
nehmen in dem in § 53 des Haus-
haltsgrundsätzegesetzes in der Fas-
sung vom 19. August 1969 (BGBl. I 
S. 1273), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 27. Mai 2010 (BGBl. I 
S. 671), bezeichneten Umfang betei-
ligt, so hat sie

1. die Rechte nach § 53 Abs. 1 des
Haushaltsgrundsätzegesetzes aus-
zuüben,

2. darauf hinzuwirken, dass ihr und
dem für sie zuständigen überört-
lichen Prüfungsorgan die in § 54
des Haushaltsgrundsätzegesetzes
vorgesehenen Befugnisse einge-
räumt werden.“

43. § 123a wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Die Gemeinde hat zur In-
formation der Gemeindevertretung
und der Öffentlichkeit jährlich ei-
nen Bericht über die Unternehmen
in einer Rechtsform des Privat-
rechts zu erstellen, an denen sie
mit mindestens 20 Prozent unmit-
telbar oder mittelbar beteiligt ist.“

b) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„Ist eine Gemeinde in dem in § 53
des Haushaltsgrundsätzegesetzes
bezeichneten Umfang an einem
Unternehmen beteiligt, hat sie da-
rauf hinzuwirken, dass die Mitglie-
der des Geschäftsführungsorgans,
eines Aufsichtsrats oder einer ähn-
lichen Einrichtung jährlich der Ge-
meinde die ihnen jeweils im Ge-
schäftsjahr gewährten Bezüge mit-
teilen und ihrer Veröffentlichung
zustimmen.“

44. § 124 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

Die Angabe „50 von Hundert“ wird
durch die Angabe „50 Prozent unmit-
telbar oder mittelbar“ ersetzt.

45. Nach § 125 Abs. 2 Satz 2 wird folgen-
der Satz eingefügt:

„Dies gilt nicht, wenn weitergehende
gesetzliche Vorschriften gelten oder
andere gesetzliche Vorschriften ent-
gegenstehen.“
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46. Nach § 126 wird als § 126a eingefügt:

„§ 126a

Rechtsfähige Anstalten des 
öffentlichen Rechts

(1) Die Gemeinde kann Unterneh-
men und Einrichtungen in der
Rechtsform einer Anstalt des öffentli-
chen Rechts errichten oder bestehen-
de Regie- und Eigenbetriebe im We-
ge der Gesamtrechtsnachfolge in
rechtsfähige Anstalten des öffentli-
chen Rechts umwandeln. § 122 Abs. 1
Nr. 1 gilt entsprechend.

(2) Die Gemeinde regelt die
Rechtsverhältnisse der Anstalt durch
eine Satzung. Diese muss Bestim-
mungen über den Namen und die
Aufgaben der Anstalt, die Zahl der
Mitglieder des Vorstands und des
Verwaltungsrates, die Höhe des
Stammkapitals, die Wirtschaftsfüh-
rung, die Vermögensverwaltung und
die Rechnungslegung enthalten. Die
Gemeinde hat die Satzung und deren
Änderungen bekannt zu machen. 
§ 127a gilt entsprechend.

(3) Die Gemeinde kann der Anstalt
einzelne oder alle mit einem be-
stimmten Zweck zusammenhängende
Aufgaben ganz oder teilweise über-
tragen. Sie kann zugunsten der An-
stalt unter der Voraussetzung des 
§ 19 Abs. 2 durch Satzung einen An-
schluss- und Benutzungszwang vor-
schreiben und der Anstalt das Recht
einräumen, an ihrer Stelle Satzungen
für das übertragene Aufgabengebiet
zu erlassen; § 5 gilt entsprechend. Die
Anstalt kann sich nach Maßgabe der
Satzung an anderen Unternehmen
beteiligen, wenn der öffentliche
Zweck der Anstalt dies rechtfertigt.
Die §§ 123a und 125 gelten entspre-
chend.

(4) Die Gemeinde haftet für die
Verbindlichkeiten der Anstalt unbe-
schränkt, soweit nicht Befriedigung
aus deren Vermögen zu erlangen ist
(Gewährträgerschaft). Rechtsgeschäf-
te im Sinne des § 104 dürfen von der
Anstalt nicht getätigt werden.

(5) Die Anstalt wird von einem
Vorstand in eigener Verantwortung
geleitet, soweit nicht gesetzlich oder
durch die Satzung der Gemeinde et-
was anderes bestimmt ist. Der Vor-
stand vertritt die Anstalt nach außen.

(6) Die Geschäftsführung des Vor-
stands wird von einem Verwaltungs-
rat überwacht. Der Verwaltungsrat
bestellt den Vorstand auf höchstens 
5 Jahre; eine erneute Bestellung ist
zulässig. Er entscheidet außerdem
über:
1. den Erlass von Satzungen nach

Abs. 3 Satz 2,
2. die Feststellung des Wirtschafts-

plans und des Jahresabschlusses,
3. die Festsetzung allgemein gelten-

der Tarife und Entgelte für die
Leistungsnehmer,

4. die Bestellung des Abschlussprü-
fers,

5. die Ergebnisverwendung, 

6. die Beteiligung oder die Erhöhung
einer Beteiligung der Anstalt an
anderen Unternehmen.

Der Verwaltungsrat berät und be-
schließt in öffentlicher Sitzung. Dem
Verwaltungsrat obliegt außerdem die
Entscheidung in den durch die Sat-
zung der Gemeinde bestimmten An-
gelegenheiten der Anstalt. Entschei-
dungen nach Satz 3 Nr. 1 bedürfen
der Zustimmung der Gemeindever-
tretung. Die Satzung im Sinne von
Abs. 2 Satz 1 kann vorsehen, dass die
Gemeindevertretung dem Verwal-
tungsrat in bestimmten Fällen Wei-
sungen erteilen kann oder bei Ent-
scheidungen von grundsätzlicher Be-
deutung die Zustimmung der Ge-
meindevertretung erforderlich ist.

(7) Der Verwaltungsrat besteht aus
dem vorsitzenden Mitglied und den
übrigen Mitgliedern. Den Vorsitz
führt der Bürgermeister. Soweit Bei-
geordnete mit eigenem Geschäftsbe-
reich bestellt sind, führt derjenige
Beigeordnete den Vorsitz, zu dessen
Geschäftsbereich die der Anstalt
übertragenen Aufgaben gehören.
Sind die übertragenen Aufgaben
mehreren Geschäftsbereichen zuzu-
ordnen, so entscheidet der Bürger-
meister über den Vorsitz. Die übrigen
Mitglieder des Verwaltungsrats wer-
den von der Gemeindevertretung für
die Dauer von 5 Jahren gewählt. Die
Amtszeit von Mitgliedern des Verwal-
tungsrats, die der Gemeindevertre-
tung angehören, endet mit dem Ende
der Wahlzeit oder dem vorzeitigen
Ausscheiden aus der Gemeindever-
tretung. Die Mitglieder des Verwal-
tungsrats üben ihr Amt bis zum Amts-
antritt der neuen Mitglieder weiter
aus. Mitglieder des Verwaltungsrats
können nicht sein:

1. Bedienstete der Anstalt,

2. Bedienstete der Aufsichtsbehörde,
die unmittelbar mit Aufgaben der
Aufsicht über die Anstalt befasst
sind.

(8) Der Anstalt kann durch Sat-
zung die Dienstherrnfähigkeit verlie-
hen werden. Die Satzung bedarf inso-
weit der Genehmigung der obersten
Aufsichtsbehörde. Wird die Anstalt
aufgelöst, hat die Gemeinde die Be-
amten und die Versorgungsempfän-
ger zu übernehmen.

(9) Für die Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Anstalt gelten die
Bestimmungen des Sechsten Teils
und die dazu ergangenen Durchfüh-
rungsbestimmungen (§ 154 Abs. 3
und 4) entsprechend. Der Haushalt
der Anstalt muss in jedem Jahr in Pla-
nung und Rechnung ausgeglichen
sein. Kredite der Anstalt bedürfen
entsprechend den §§ 103 und 105 der
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Genehmigung der Aufsichtsbehörde.
Ist die Anstalt überwiegend wirt-
schaftlich tätig, so kann sie in ihrer
Satzung bestimmen, für die Wirt-
schafts- und Haushaltsführung die
Vorschriften über die Eigenbetriebe
sinngemäß anzuwenden. Das für die
Gemeinde zuständige Rechnungsprü-
fungsamt prüft den Jahresabschluss
und den Lagebericht der Anstalt. Das
Rechnungsprüfungsamt hat das
Recht, sich zur Klärung von Fragen,
die bei der Prüfung nach § 131 Abs. 1
auftreten, unmittelbar zu unterrichten
und zu diesem Zweck den Betrieb,
die Bücher und Schriften der Anstalt
einzusehen.

(10) § 14 Abs. 2, § 25 sowie die Be-
stimmungen des Sechsten Teils über
die Gemeindewirtschaft und die des
Siebenten Teils über die staatliche
Aufsicht sind auf die Anstalt sinnge-
mäß anzuwenden.

(11) Die Anstalt ist zur Vollstre-
ckung von Verwaltungsakten in dem-
selben Umfang berechtigt wie die
Gemeinde, wenn sie aufgrund einer
Aufgabenübertragung nach Abs. 3
hoheitliche Befugnisse ausübt und
bei der Aufgabenübertragung nichts
Abweichendes geregelt wird. 

(12) Abs. 1 bis 11 finden auf An-
stalten des öffentlichen Rechts nach 
§ 2c des Hessischen OFFENSIV-Ge-
setzes vom 20. Dezember 2004 
(GVBl. I S. 488), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 10. Juni 2011
(GVBl. I S. 302), keine Anwendung.“

47. § 128 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Wör-
ter „und der Jahresrechnung“ ge-
strichen.

b) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Nach dem Wort „prüft“ wer-
den die Wörter „die Jahres-
rechnung oder“ gestrichen.

bb) In Nr. 3 wird die Angabe „den
Einnahmen und Ausgaben,“
gestrichen.

cc) In Nr. 4 werden die Wörter
„zur Jahresrechnung oder“
gestrichen.

dd) In Nr. 5 wird die Angabe 
„§ 114s“ durch „§ 112“ ersetzt.

ee) In Nr. 6 wird die Angabe 
„§§ 112 Abs. 1 und 114s Abs. 3
und 8“ durch „§ 112“ ersetzt.

48. In § 129 wird nach Satz 1 folgender
Satz eingefügt:

„Die Vorschriften des Gesetzes über
kommunale Gemeinschaftsarbeit in
der jeweils geltenden Fassung blei-
ben unberührt.“

49. § 131 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt ge-
ändert:
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a) In Nr. 1 werden die Wörter „und
der Jahresrechnung“ gestrichen.

b) In Nr. 2 werden die Wörter „der
Jahresrechnung“ durch „des Jah-
resabschlusses“ ersetzt.

c) In Nr. 3 wird nach dem Wort „Kas-
senprüfungen“ die Angabe „mit
der Maßgabe, dass mit den Kas-
senprüfungen der Zahlstellen mit
geringem Umsatz auch andere da-
für geeignete Stellen der Gemein-
deverwaltung beauftragt werden
dürfen“ eingefügt.

50. In § 148 Abs. 1 wird die Angabe 
„ , § 82 Abs. 1“ gestrichen.

51. § 154 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Wörter
„Einnahmen und Ausgaben
oder“ gestrichen.

bb) In Nr. 2 werden das Wort „Ein-
nahmen“ durch „Erträgen“
und das Wort „Ausgaben“
durch „Aufwendungen“ er-
setzt.

cc) In Nr. 8 werden die Wörter
„der Jahresrechnung,“ gestri-
chen und die Wörter „die Ab-
deckung“ durch „den Aus-
gleich“ ersetzt.

dd) In Nr. 11 wird die Angabe 
„ , Angestellten und Arbei-
tern“ durch „und Arbeitneh-
mern“ ersetzt.

b) In Abs. 4 Nr. 6 wird die Angabe
„die Jahresrechnung und ihre An-
lagen,“ gestrichen.

52. § 156 wird aufgehoben.

Artikel 22)

Änderung der Hessischen 
Landkreisordnung

Die Hessische Landkreisordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. März 2005 (GVBl. I S. 183), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 24. März 2010
(GVBl. I S. 119), wird wie folgt geändert:

1. In der Übersicht wird in der Angabe
zum DRITTEN TEIL die Angabe 
„§§ 58 bis 68“ durch „§§ 58 bis 67“
ersetzt.

2. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 2 wird nach dem
Wort „über“ das Wort „die“ gestri-
chen.

b) In Abs. 3 Satz 1 werden nach dem
Wort „sind“ die Wörter „auszufer-
tigen und“ eingefügt.

2) Ändert GVBl. II 332-1



3. In § 6 Abs. 1 werden die Wörter „Zei-
tung oder in einem Amtsblatt“ durch
die Angabe „Zeitung, in einem Amts-
blatt oder im Internet“ ersetzt.

4. In § 13 werden die Wörter „dem Ge-
biet der“ durch das Wort „den“ er-
setzt und die Wörter „bei In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes“ durch „nach
geltendem Recht“ ersetzt.

5. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden nach dem
Wort „Landkreise“ die Wörter
„und Gemeinden“ eingefügt.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Auflösung und Neubil-
dung eines Landkreises sowie die
Änderung der Grenzen eines
Landkreises infolge Eingliederung
oder Ausgliederung von Gemein-
den bedürfen eines Gesetzes.“

c) Abs. 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3
und ihm wird folgender Satz ange-
fügt:

„Bei der Neubildung einer Ge-
meinde durch Vereinbarung mit
Genehmigung der zuständigen
Aufsichtsbehörde, durch die das
Gebiet von Landkreisen betroffen
wird, bestimmt die zuständige Auf-
sichtsbehörde, zu welchem Land-
kreis die neugebildete Gemeinde
gehört.“

6. § 15 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) In den Fällen des § 14 
Abs. 2 werden die Rechtsfolgen
und die Auseinandersetzung im
Gesetz oder durch Verordnung ge-
regelt. Das Gesetz kann dies auch
der Regelung durch Vereinbarung
(Grenzänderungsvertrag) der be-
teiligten Landkreise überlassen,
die der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde bedarf.“

b) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3
eingefügt:

„(3) Im Fall des § 14 Abs. 3 
Satz 2 und bei sonstigen Änderun-
gen von Gemeindegrenzen durch
Vereinbarung, durch die das Ge-
biet von Landkreisen betroffen
wird, regeln die beteiligten Land-
kreise, soweit erforderlich, die
Rechtsfolgen der Änderung ihrer
Grenzen und die Auseinanderset-
zung durch Vereinbarung, die der
Genehmigung der Aufsichtsbehör-
de bedarf. Abs. 2 gilt entspre-
chend.“

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4
und ihm wird folgender Satz ange-
fügt:

„Sie bewirken den Übergang, die
Beschränkung oder Aufhebung

von dinglichen Rechten. Die Auf-
sichtsbehörde ersucht die zuständi-
gen Behörden um die Berichtigung
der öffentlichen Bücher.“

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5.

7. In § 27 Nr. 1 Buchst. c werden die
Wörter „beim Landrat als Behörde
der Landesverwaltung beschäftigt
sind oder“ gestrichen.

8. § 29 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird nach dem Wort
„Landkreises“ die Angabe „ , mit
Ausnahme der Erfüllung der Auf-
tragsangelegenheiten im Sinne des
§ 4 Abs. 2,“ eingefügt.

b) In Satz 5 werden nach dem Wort
„Kreistagsabgeordneten“ die Wör-
ter „und der Fraktionen“ einge-
fügt.

9. § 30 wird wie folgt geändert:

a) Nr. 4 wird wie folgt gefasst:

„4. die Aufstellung von allgemei-
nen Grundsätzen für die Ein-
stellung, Beförderung, Entlas-
sung und Besoldung der Be-
amten und der Arbeitnehmer
des Landkreises im Rahmen
des allgemeinen Beamten- und
Arbeitsrechts,“

b) Nr. 7 wird wie folgt gefasst:

„7. die Zustimmung zu überplan-
mäßigen und außerplanmäßi-
gen Aufwendungen und Aus-
zahlungen nach näherer Maß-
gabe des § 100 der Hessischen
Gemeindeordnung,“

c) Nr. 8 wird wie folgt gefasst:

„8. die Beratung des Jahresab-
schlusses (§ 112 der Hessi-
schen Gemeindeordnung) und
die Entlastung des Kreisaus-
schusses,“

d) Als neue Nr. 12 wird eingefügt:

„12. die Errichtung, die Änderung
des Zwecks und die Aufhe-
bung einer Stiftung sowie die
Entscheidung über den Ver-
bleib des Stiftungsvermö-
gens,“

e) Die bisherigen Nr. 12 bis 16 wer-
den Nr. 13 bis 17.

10. Dem § 31 werden als Abs. 3 bis 5 an-
gefügt:

„(3) Der Vorsitzende repräsentiert
den Kreistag in der Öffentlichkeit. Er
wahrt die Würde und die Rechte des
Kreistags.

(4) Der Vorsitzende fördert die Ar-
beiten des Kreistags gerecht und un-
parteiisch. In diesem Rahmen kann er
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die Kreisangehörigen über das Wir-
ken des Kreistags informieren.

(5) In der Erledigung seiner Auf-
gaben unterstützt ihn der Kreisaus-
schuss; erforderliche Mittel sind dem
Vorsitzenden des Kreistags zur Verfü-
gung zu stellen.“

11. In § 39 Abs. 2 Nr. 3 werden die Wör-
ter „beim Landrat als Behörde der
Landesverwaltung beschäftigt ist
oder“ gestrichen.

12. In § 46 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„ , Angestellten und Arbeiter“ durch
„und der Arbeitnehmer“ ersetzt.

13. In § 47 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort
„anrufen“ durch „beantragen“ er-
setzt.

14. Nach § 49 wird als § 49a eingefügt:

„§ 49a

Ruhestand auf Antrag aus 
besonderen Gründen

Ein Landrat kann die Versetzung
in den Ruhestand mit der Begrün-
dung beantragen, dass ihm das für
die weitere Amtsführung erforderli-
che Vertrauen nicht mehr entgegen-
gebracht wird, wenn die Vorausset-
zungen für die Gewährung eines Ru-
hegehalts erfüllt sind. Der Antrag ist
schriftlich bei dem Vorsitzenden des
Kreistages zu stellen; er kann nur bis
zur Beschlussfassung des Kreistages
schriftlich zurückgenommen werden.
Hat der Kreistag der Versetzung in
den Ruhestand mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der gesetzlichen
Zahl seiner Mitglieder zugestimmt,
versetzt die oberste Dienstbehörde
den Landrat durch schriftliche Verfü-
gung in den Ruhestand. Der Ruhe-
stand beginnt nach Ablauf des Mo-
nats, in dem dem Landrat die Verfü-
gung zugestellt worden ist.“

15. § 55 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Landrat nimmt als Be-
hörde der Landesverwaltung nach
Maßgabe des § 136 Abs. 3 der
Hessischen Gemeindeordnung die
Aufsicht (Kommunal- und Fachauf-
sicht) über die kreisangehörigen
Gemeinden wahr, soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist.“

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter
„der jeweils zuständigen 
Behörde in der Mittelstufe 
der Landesverwaltung“ durch
„dem Regierungspräsidenten“
ersetzt.
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bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Der Regierungspräsident kann,
wenn dies aus besonderem
Grund erforderlich ist, eine an-
dere Regelung treffen.“

cc) In Satz 4 werden die Wörter
„der jeweils zuständigen Auf-
sichtsbehörde“ durch „des Re-
gierungspräsidenten“ ersetzt.

c) Abs. 7 wird aufgehoben. 

16. § 57 Satz 2 wird aufgehoben.

17. In § 58 wird die Angabe „vor Beginn
der Wahlzeit (§ 26)“ durch die Wörter
„vor der Bestimmung des Wahltages“
ersetzt.

18. In § 65 werden die Wörter „oder auf
den Landrat als Behörde der Landes-
verwaltung“ gestrichen.

19. § 68 wird aufgehoben.

Artikel 33)

Änderung des Hessischen 
Kommunalwahlgesetzes

Das Hessische Kommunalwahlgesetz
in der Fassung der Bekanntmachung vom
7. März 2005 (GVBl. I S. 197), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 24. März 2010
(GVBl. I S. 119), wird wie folgt geändert:

1. Die Übersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) In der Angabe zum Zweiten Ab-
schnitt wird die Angabe „Wahlbe-
reiche,“ gestrichen.

b) In der Angabe zum Elften Ab-
schnitt wird die Angabe „(§§ 65 bis
70)“ durch „(§§ 65 bis 69)“ ersetzt.

2. In der Überschrift des Zweiten Ab-
schnitts wird die Angabe „Wahlberei-
che,“ gestrichen.

3. § 3a wird aufgehoben.

4. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Mitglied oder stellvertretendes
Mitglied im Wahlausschuss dürfen
nicht sein

1. eine Vertrauensperson oder ei-
ne stellvertretende Vertrauens-
person und

2. Bewerber ab dem Zeitpunkt der
Erteilung ihrer Zustimmung
nach § 11 Abs. 2 Satz 3.“

b) Satz 3 wird aufgehoben.
3) Ändert GVBl. II 333-7



5. § 6 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst:

„Die Wahlvorstände bestehen aus
dem Wahlvorsteher als Vorsitzendem,
seinem Stellvertreter, dem Schriftfüh-
rer und zwei bis sechs Wahlberech-
tigten als Beisitzern; § 5 Abs. 3 Satz 2
gilt entsprechend.“

6. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Die Verbindung von Wahl-
vorschlägen mehrerer Parteien
oder Wählergruppen ist unzuläs-
sig.“

7. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 2 wird das Semiko-
lon durch einen Punkt ersetzt und
die nachfolgenden Wörter gestri-
chen.

b) Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt ge-
fasst:

„Der Wahlvorschlag muss von der
Vertrauensperson und der stellver-
tretenden Vertrauensperson per-
sönlich und handschriftlich unter-
zeichnet sein.“

c) Abs. 4 Satz 4 und 5 werden aufge-
hoben.

8. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1a wird aufgehoben.

b) In Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter
„der gemeinsamen Versammlung“
durch „einer oder mehreren ge-
meinsamen Versammlungen“ er-
setzt.

9. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 3 und 4 werden zu Abs. 2 
und 3.

10. § 14 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt ge-
ändert:

a) In Nr. 1 wird das Wort „und“ durch
„oder“ ersetzt.

b) Nr. 2 wird gestrichen.

c) Nr. 3 und 4 werden zu Nr. 2 und 3.

d) Nr. 5 wird zu Nr. 4 und die Angabe
„(§ 13 Abs. 2 Nr. 3)“ wird durch
„(§ 11 Abs. 4)“ ersetzt.

11. In § 15 Abs. 1 wird das Wort „spätes-
tens“ gestrichen.

12. § 18 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 3 und 4 werden Abs. 2 und 3.

c) Der neue Abs. 3 wird wie folgt ge-
fasst:

„(3) Für die Mehrheitswahl gel-
ten Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2
entsprechend.“

13. In § 19 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe
„§ 18 Abs. 3“ durch „§ 18 Abs. 2“ er-
setzt.

14. In § 21 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden die
Wörter „oder für einen anderen
Wahlbereich des Wahlkreises be-
stimmt“ gestrichen.

15. § 22 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 4a wird aufgehoben.

b) Abs. 4b wird zu Abs. 4a und Satz 2
und 3 werden aufgehoben.

c) Abs. 7 Satz 2 wird aufgehoben.

16. § 26 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt
geändert:

a) In Buchst. a werden nach dem
Wort „Unregelmäßigkeiten“ die
Wörter „oder die strafbaren oder
gegen die guten Sitten verstoßen-
den Handlungen“ eingefügt.

b) In Buchst. b werden nach dem
Wort „Unregelmäßigkeiten“ die
Wörter „oder die strafbaren oder
gegen die guten Sitten verstoßen-
den Handlungen“ eingefügt.

17. § 32 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 3 wird Folgendes an-
gefügt:

„ ; dies gilt insbesondere, wenn ei-
ne Gemeinde in eine andere Ge-
meinde eingegliedert wird oder
sich Gemeinden zu einer neuen
Gemeinde zusammenschließen.“

b) Als neuer Abs. 2 wird eingefügt:

„(2) Ist eine Nachwahl nach
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Halbsatz 2 er-
forderlich, gilt Folgendes:

1. Wird eine Gemeinde in eine an-
dere Gemeinde eingegliedert,
gilt der Wohnsitz in der einge-
gliederten Gemeinde als Wohn-
sitz in der aufnehmenden Ge-
meinde. Wird eine neue Ge-
meinde gebildet, gilt der Wohn-
sitz in den zusammengeschlos-
senen Gemeinden als Wohnsitz
in der neuen Gemeinde.

2. Für Parteien und Wählergrup-
pen, die während der vor der
Grenzänderung laufenden
Wahlzeit mit mindestens einem
Vertreter ununterbrochen in ei-
ner der Gemeindevertretungen
der von der Grenzänderung be-
troffenen Gemeinden vertreten
waren, gilt § 11 Abs. 4 nicht.
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3. § 15 Abs. 4 Satz 3 gilt mit der
Maßgabe, dass sich die Anzahl
der Stimmen für Parteien und
Wählergruppen, die in den Ge-
meindevertretungen der von
der Grenzänderung betroffenen
Gemeinden vertreten waren,
nach der bei der letzten Ge-
meindewahl erreichten Zahl der
gewichteten Stimmen bestimmt;
die gewichteten Stimmen von
Parteien und Wählergruppen,
die in allen oder mehreren Ge-
meindevertretungen vertreten
waren, werden zusammenge-
zählt. Die Zahl der gewichteten
Stimmen wird in der Weise er-
mittelt, dass die Zahl der für
den Wahlvorschlag abgegebe-
nen gültigen Stimmen durch die
Gesamtzahl der gültigen Stim-
men dividiert und sodann mit
der Gesamtzahl der gültigen
Stimmzettel multipliziert wird.

4. Maßgeblich für die Zahl der zu
wählenden Gemeindevertreter
nach § 38 der Hessischen Ge-
meindeordnung sind die letzten
vor der Grenzänderung vom
Hessischen Statistischen Lan-
desamt festgestellten Einwoh-
nerzahlen der Gemeinden, die
von der Grenzänderung betrof-
fen sind.“

c) Die bisherigen Abs. 2 bis 4 werden
zu Abs. 3 bis 5.

18. § 33 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Nr. 3 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und fol-
gende Nr. 4 angefügt:

„4. im Falle der Eingliederung ei-
ner Gemeinde in eine andere
Gemeinde durch eine Verein-
barung nach § 16 Abs. 3 der
Hessischen Gemeindeord-
nung, wenn der Vertreter der
aufnehmenden Gemeindever-
tretung nicht angehört; § 34
gilt in diesem Fall nicht.“

b) In Abs. 3 Nr. 3 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und fol-
gende Nr. 4 angefügt:

„4. im Falle des Abs. 1 Nr. 4 mit
dem Inkrafttreten der Verein-
barung nach § 16 Abs. 3 der
Hessischen Gemeindeord-
nung.“

19. § 34 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.

20. § 42 wird wie folgt geändert:

a) Satz 4 wird wie folgt gefasst:

„Wird nach der Bestimmung des
Wahltages oder des Tages der
Stichwahl nach Satz 2 einer der
beiden Tage als Wahltag für die
Bundestags-, Europa- oder Land-
tagswahl oder als Abstimmungstag

für einen Volksentscheid oder eine
Volksabstimmung festgesetzt,
kann die Vertretungskörperschaft
den Wahltag bis spätestens drei
Monate vor der Wahl aufheben
und einen neuen Wahltag sowie
den Tag der Stichwahl bestim-
men.“

b) Satz 5 wird aufgehoben.

21. Dem § 45 Abs. 3 wird folgender Satz
angefügt:

„Dies gilt nicht für Wahlvorschläge
von Landräten und Bürgermeistern,
die während der vor dem Wahltag
laufenden Amtszeit dieses Amt im
Landkreis beziehungsweise in der
Gemeinde ausgeübt haben.“

22. § 50 Nr. 2 wird wie folgt geändert:

a) In Buchst. a werden nach dem
Wort „Unregelmäßigkeiten“ die
Wörter „oder die strafbaren oder
gegen die guten Sitten verstoßen-
den Handlungen“ eingefügt.

b) In Buchst. b werden nach dem
Wort „Unregelmäßigkeiten“ die
Wörter „oder die strafbaren oder
gegen die guten Sitten verstoßen-
den Handlungen“ eingefügt.

23. Dem § 52 wird folgender Abs. 4 ange-
fügt:

„(4) Wird eine Nachwahl erforder-
lich, weil eine Gemeinde in eine an-
dere Gemeinde eingegliedert wird
oder sich Gemeinden zu einer neuen
Gemeinde zusammenschließen, wird
die Wahl des Bürgermeisters gleich-
zeitig mit der Nachwahl durchge-
führt; den Tag der Stichwahl be-
stimmt die Kommunalaufsicht. Für
Parteien und Wählergruppen, die
während der vor dem Inkrafttreten
der Grenzänderung laufenden Wahl-
zeit mit mindestens einem Vertreter
ununterbrochen in den Vertretungs-
körperschaften der von der Grenzän-
derung betroffenen Gemeinden ver-
treten waren, gilt § 45 Abs. 3 Satz 2
nicht. Für die Reihenfolge der Veröf-
fentlichung von Wahlvorschlägen
nach § 45 Abs. 5 Satz 1 gilt § 32 
Abs. 2 Nr. 3 entsprechend.“

24. In § 55 Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe
„Satz 3 bis 5“ durch „Satz 3 und 4“
ersetzt.

25. In § 66 Abs. 1a wird der Punkt durch
ein Semikolon ersetzt und die Wörter
„das Stimmverhalten kann nach Ge-
schlechts- und Altersgliederung der
Wahlberechtigten untersucht wer-
den.“ angefügt.

26. § 67 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden nach
dem Wort „Schriftform“ ein Kom-
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ma und die Wörter „öffentliche Be-
kanntmachungen“ angefügt.

b) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3
angefügt:

„(3) Öffentliche Bekanntma-
chungen des Gemeindevorstands,
des Kreisausschusses und des
Wahlleiters nach diesem Gesetz
und den zu diesem Gesetz erlasse-
nen Verordnungen müssen in einer
oder mehreren örtlich verbreiteten,
mindestens einmal wöchentlich er-
scheinenden Zeitungen oder in ei-
nem Amtsblatt erfolgen. Die öf-
fentlichen Bekanntmachungen
können zusätzlich im Internet er-
folgen; Bekanntmachungen nach 
§ 15 Abs. 4 und § 48 sind spätes-
tens einen Monat nach dem Tag
der Wahl zu löschen. Erfolgen öf-
fentliche Bekanntmachungen meh-
rerer Gemeinden in einem einheit-
lichen Bekanntmachungsorgan, so
können sie verbunden werden. Im
Übrigen gilt die Verordnung über
öffentliche Bekanntmachungen der
Gemeinden und Landkreise vom
12. Oktober 1977 (GVBl. I S. 409),
zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. Dezember 2011 (GVBl. I S. 786),
in der jeweils geltenden Fassung.“

27. § 68 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden das Komma und
die Wörter „eine Verordnung über
die Verwendung von Wahlgerä-
ten“ gestrichen.

b) In Satz 2 werden die Wörter
„Wahlbereiche und“ gestrichen
und werden nach den Wörtern
„Bekanntmachung und Zustellun-
gen,“ die Wörter „Aufstellung und
elektronische Veröffentlichung von
Vordruckmustern,“ eingefügt.

28. § 70 wird aufgehoben.

Artikel 44)

Änderung des Gesetzes über kommunale
Gemeinschaftsarbeit

Das Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit vom 16. Dezember 1969
(GVBl. I S. 307), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 21. März 2005 (GVBl. I 
S. 229), wird wie folgt geändert:

1. Die Übersicht wird wie folgt geändert:

a) Nach der Angabe zu § 23 wird fol-
gende Angabe eingefügt:

„§ 23a Formwechsel“

b) Die Angaben zu den §§ 37, 38, 40
und 41 werden gestrichen.

2. In § 15 Abs. 4 wird nach Satz 1 folgen-
der Satz eingefügt:
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„§ 53 Abs. 2 der Hessischen Gemein-
deordnung in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005
(GVBl. I S. 142), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. Dezember 2011
(GVBl. I S. 786), gilt entsprechend.“

3. § 21 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 Satz 1 und 2 werden wie
folgt gefasst:

„Die durch den Beitritt und das
Ausscheiden von Verbandsmitglie-
dern oder die Änderung der Ver-
bandsaufgaben bedingten Ände-
rungen der Verbandssatzung sowie
die Auflösung des Zweckverbandes
bedürfen, soweit in der Verbands-
satzung nichts anderes bestimmt
ist, einer Mehrheit von zwei Drit-
teln, sonstige Änderungen der Ver-
bandssatzung bedürfen der einfa-
chen Mehrheit der satzungsmäßi-
gen Stimmenzahl der Verbandsver-
sammlung. Die Verbandssatzung
kann die Notwendigkeit der Zu-
stimmung einzelner oder aller Ver-
bandsmitglieder vorschreiben.“

b) In Abs. 2 wird nach Satz 1 folgen-
der Satz eingefügt:

„Im Falle einer mindestens zwan-
zigjährigen Mitgliedschaft in einem
Zweckverband mit Aufgaben, die
überwiegend nicht auf gesetzlichen
Verpflichtungen beruhen, kann ein
Verbandsmitglied ordentlich mit
einjähriger Kündigungsfrist kündi-
gen.“

4. Nach § 23 wird folgender § 23a einge-
fügt:

„§ 23a

Formwechsel

(1) Die Umwandlung eines Zweck-
verbandes in eine Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung nach den Vor-
schriften des Umwandlungsgesetzes in
der Fassung vom 28. Oktober 1994
(BGBl. I S. 3210, 1995 I S. 428), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 11. Juli
2011 (BGBl. I S. 1338), über den Form-
wechsel ist zulässig.

(2) Der Umwandlungsbeschluss be-
darf der Zustimmung aller Verbands-
mitglieder. In dem Umwandlungsbe-
schluss muss auch der Gesellschafts-
vertrag der Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung enthalten sein. Als
Nachweis der Einhaltung der Erforder-
nisse des Satz 2 gegenüber dem Regis-
tergericht reichen bei kommunalen
Körperschaften beglaubigte Be-
schlussniederschriften aus. Der Um-
wandlungsbeschluss darf nur gefasst
werden, wenn der Zweckverband die
Absicht der Umwandlung mindestens
sechs Wochen vor dem Umwandlungs-
beschluss in einem Umwandlungsbe-

4) Ändert GVBl. II 330-9



2. In § 34 wird die Angabe „2011“ durch
„2016“ ersetzt.

Artikel 66)

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

§ 37 Abs. 1 des Finanzausgleichsgeset-
zes in der Fassung vom 29. Mai 2007
(GVBl. I S. 310), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16. September 2011 (GVBl. I
S. 420) wird wie folgt gefasst:

„(1) Soweit die sonstigen Erträge und
Einzahlungen der Landkreise und die
Leistungen nach diesem Gesetz zum Aus-
gleich des Haushalts und zum Ausgleich
von Fehlbeträgen aus Vorjahren nicht
ausreichen, haben die Landkreise eine
Kreisumlage von ihren Gemeinden zu er-
heben.“

Artikel 77)

Änderung des Gesetzes über die 
Mittelstufe der Verwaltung und den 
Landeswohlfahrtsverband Hessen

Das Gesetz über die Mittelstufe der
Verwaltung und den Landeswohlfahrts-
verband Hessen vom 7. Mai 1953 (GVBl.
S. 93), zuletzt geändert durch Gesetz vom
16. September 2011 (GVBl. I S. 420), wird
wie folgt geändert:

1. § 9 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter
„Einnahmen oder“ gestrichen.

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 5 werden die Wörter „die
Jahresrechnung oder“ gestri-
chen.

bb) Nach Nr. 5 wird als neue Nr. 6
eingefügt:

„6. die Errichtung, die Ände-
rung des Zwecks und die
Aufhebung einer Stiftung
sowie die Entscheidung
über den Verbleib des Stif-
tungsvermögens,“

cc) Die bisherigen Nr. 6 bis 9 wer-
den Nr. 7 bis 10.

2. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter
„Einnahmen oder“ gestrichen.

b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Der Landeswohlfahrtsver-
band hat, soweit seine sonstigen Er-
träge und Einzahlungen nicht aus-
reichen, um seinen Haushalt und
Fehlbeträge aus Vorjahren auszu-
gleichen, von seinen Mitgliedern
eine Umlage (Verbandsumlage) zu
erheben. Der Hebesatz ist in der
Haushaltssatzung für jedes Haus-
haltsjahr entsprechend festzuset-
zen. Die Umlagegrundlagen wer-
den im Finanzausgleichsgesetz be-
stimmt.“
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richt der Aufsichtsbehörde angezeigt
hat. Die Umwandlung ist öffentlich be-
kannt zu machen. Im Übrigen sind auf
den Formwechsel von den Vorschrif-
ten des Umwandlungsgesetzes § 192 
Abs. 1, § 193 Abs. 3 bezüglich der Zu-
stimmungserklärungen nicht kommu-
naler Verbandsmitglieder, §§ 194, 195,
198 Abs. 2 und 3, §§ 199, 201, 202, 204
bis 206, 230 Abs. 1 und § 243 Abs. 1 in
Verbindung mit § 218 Abs. 1 entspre-
chend anzuwenden; ferner ist § 197
des Umwandlungsgesetzes sinngemäß
mit der Maßgabe anzuwenden, dass
alle Zweckverbandsmitglieder den
Gründern gleichstehen. Die weiteren
Vorschriften des Ersten Teils des Fünf-
ten Buchs des Umwandlungsgesetzes
finden keine Anwendung.“

5. § 24 Abs. 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Die Vorschriften dieses Ab-
schnitts gelten für öffentlich-rechtliche
Vereinbarungen mit Zweckverbänden
und Wasser- und Bodenverbänden im
Sinne des Wasserverbandsgesetzes
vom 12. Februar 1991 (BGBl. I S. 405),
geändert durch Gesetz vom 15. Mai
2002 (BGBl. I S. 1578), entsprechend.“

6. Die §§ 37 und 38 werden aufgehoben.

7. § 39 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Auf Planungsverbände nach 
§ 205 des Baugesetzbuches in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509), und auf
Planungsverbände nach den §§ 5 und
7 des Gesetzes über die Metropolregi-
on Frankfurt/Rhein-Main vom 8. März
2011 (GVBl. I S. 153) sind die Vor-
schriften dieses Gesetzes anzuwenden,
soweit sich aus dem Baugesetzbuch
oder dem Gesetz über die Metropolre-
gion Frankfurt/Rhein-Main nichts an-
deres ergibt.“

8. Die §§ 40 und 41 werden aufgehoben.

9. In § 43 Satz 2 wird die Angabe „2011“
durch „2016“ ersetzt.

Artikel 55)

Änderung des Eigenbetriebsgesetzes

Das Eigenbetriebsgesetz in der Fas-
sung vom 9. Juni 1989 (GVBl. I S. 154),
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
8. März 2011 (GVBl. I S. 153), wird wie
folgt geändert:

1. § 27 Abs. 5 wird aufgehoben.
5) Ändert GVBl. II 331-6
6) Ändert GVBl. II 41-16
7) Ändert GVBl. II 300-5



c) Abs. 3 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3
und wird wie folgt gefasst:

„(3) Weist der Jahresabschluss in
der Ergebnisrechnung einen Fehl-
betrag aus, ist er spätestens im
zweiten dem Haushaltsjahr folgen-
den Jahr auszugleichen. Soweit der
Fehlbetrag nicht bereits auf andere
Weise ausgeglichen worden ist oder
nach Abs. 2 ausgeglichen wird, er-
höht sich die Finanzzuweisung
nach Abs. 1 Satz 1 im dritten dem
Haushaltsjahr folgenden Jahr ent-
sprechend.“

3. In § 36 wird die Angabe „31. Dezem-
ber 2011“ durch „1. Januar 2012“ er-
setzt.

Artikel 88)

Änderung des Gesetzes über die 
Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main

In § 10 Abs. 2 Nr. 6 des Gesetzes über
die Metropolregion Frankfurt/Rhein-Main
vom 8. März 2011 (GVBl. I S. 153) wird
nach der Angabe „11,“ die Angabe „13,“
eingefügt.

Artikel 99)

Änderung des Friedhofs- und 
Bestattungsgesetzes

Dem § 2 Abs. 2 des Friedhofs- und 
Bestattungsgesetzes vom 5. Juli 2007
(GVBl. I S. 338), geändert durch Gesetz
vom 19. November 2008 (GVBl. I S. 864),
wird folgender Satz angefügt:

„§ 121 Abs. 1 der Hessischen Gemeinde-
ordnung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. Dezember 2011 (GVBl. I S. 786),  bleibt
hinsichtlich Leistungen, die auch von pri-
vatwirtschaftlich tätigen Unternehmen er-
bracht werden können, unberührt.“

Artikel 1010)

Änderung des Landtagswahlgesetzes

Das Landtagswahlgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 7. April
2006 (GVBl. I S. 110, 439), geändert durch
Gesetz vom 24. März 2010 (GVBl. I 
S. 119), wird wie folgt geändert:

1. Die Übersicht wird wie folgt geän-
dert:

a) In der Angabe zu § 53 werden
nach dem Wort „Schriftform“ ein
Komma und die Wörter „öffentli-
che Bekanntmachungen“ ange-
fügt.
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b) Die Angabe zu § 55 wird gestri-
chen.

2. In § 10 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe
„nach § 19 Abs. 3 von Wahlberechtig-
ten oder“ gestrichen.

3. § 18 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 wird die Angabe „und
nach Maßgabe des § 19 Abs. 3 von
Wahlberechtigten“ gestrichen.

b) In Abs. 3 werden das Komma und
die Wörter „andere Wahlvorschlä-
ge ein Kennwort“ gestrichen.

4. § 19 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 3 Satz 3 wird die Angabe
„sowie Kreiswahlvorschläge, die
nicht von Parteien oder Wähler-
gruppen eingereicht werden,“ ge-
strichen.

b) Abs. 4 Satz 4 wird aufgehoben.

5. In § 23 wird das Wort „unstatthaft“
durch das Wort „unzulässig“ ersetzt.

6. In § 24 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 wird das
Wort „und“ durch das Wort „oder“
ersetzt.

7. § 31 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird aufgehoben.

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 2.

8. In § 32 Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe
„Abs. 3“ durch „Abs. 2“ ersetzt.

9. § 35 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Das Briefwahlergebnis ist be-
sonders zu ermitteln, wenn Brief-
wahlvorstände gebildet worden sind.
Im Übrigen obliegt die Ermittlung des
Wahlergebnisses den von der Ge-
meindebehörde bestimmten Wahlvor-
ständen, die die bei der Briefwahl ab-
gegebenen Stimmen zusammen mit
den übrigen Stimmen auszählen. Für
die Briefwahlvorstände gilt Abs. 1
entsprechend.“

10. In § 47 Abs. 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „nach Gemeindegrößen abgestuf-
ten“ gestrichen.

11. In § 50 Abs. 1 Satz 2 wird der Punkt
durch ein Komma ersetzt und die An-
gabe „die Bekanntmachung und Zu-
stellung und die Aufstellung und
elektronische Veröffentlichung von
Vordruckmustern.“ angefügt.

8) Ändert GVBl. II 330-48
9) Ändert GVBl. II 317-13

10) Ändert GVBl. II 16-4



„Die Auszahlung der staatlichen
Mittel erfolgt mit der Auflage, den
Rechenschaftsbericht innerhalb ei-
nes Monats im Internet zu veröf-
fentlichen.“

d) Der bisherige Abs. 5 wird Abs. 6.

e) Der bisherige Abs. 6 wird Abs. 7
und in Satz 2 wird die Angabe
„Abs. 1 bis 4“ durch „Abs. 1 bis 5“
ersetzt.

14. § 55 wird aufgehoben.

Artikel 1111)

Änderung des Gesetzes über 
Volksabstimmung

Das Gesetz über Volksabstimmung in
der Fassung vom 16. Juni 1995 (GVBl. I 
S. 427), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 29. November 2005 (GVBl. I S. 769),
wird wie folgt geändert:

1. In § 1 wird die Angabe „dem 60. und
dem 120. Tag“ durch die Angabe
„dem 120. und dem 180. Tag“ ersetzt.

2. § 17 Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe „die Abstimmung un-
ter Verwendung von Stimmenzähl-
geräten,“ wird gestrichen.

b) Der Punkt wird durch ein Komma
ersetzt und die Wörter „die Aufstel-
lung und elektronische Veröffentli-
chung von Vordruckmustern.“ an-
gefügt.

3. § 19 wird aufgehoben.

Artikel 11a12)

Änderung des Gesetzes über die 
Anwendung kommunalrechtlicher 

Vorschriften bei der Umsetzung des 
Hessischen Sonderinvestitions-

programmgesetzes

Das Gesetz über die Anwendung kom-
munalrechtlicher Vorschriften bei der
Umsetzung des Hessischen Sonderinves-
titionsprogrammgesetzes vom 9. März
2009 (GVBl. I S. 93) wird wie folgt geän-
dert:

1. In § 1 Abs. 1 wird die Angabe „und 
§ 114j Abs. 1 Satz 1“ gestrichen und
die Angabe „15. November 2007
(GVBl. I S. 757)“ durch „16. Dezember
2011 (GVBl. I S. 786)“ ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„und § 114e Abs. 2 Nr. 3 bis 5“ ge-
strichen.
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12. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Kom-
ma und die Wörter „öffentliche Be-
kanntmachungen“ angefügt.

b) Nach Abs. 4 wird folgender Abs. 5
angefügt:

„(5) Öffentliche Bekanntma-
chungen der Kreiswahlleiter und
der Gemeindebehörden nach die-
sem Gesetz und den zu diesem Ge-
setz erlassenen Verordnungen
müssen in einer oder mehreren ört-
lich verbreiteten, mindestens ein-
mal wöchentlich erscheinenden
Zeitungen oder in einem Amtsblatt
erfolgen; Veröffentlichungen des
Landeswahlleiters und des für das
Landtagswahlrecht zuständigen
Ministeriums erfolgen im Staatsan-
zeiger für das Land Hessen. Die öf-
fentlichen Bekanntmachungen
können zusätzlich im Internet er-
folgen; Bekanntmachungen nach 
§ 27 Abs. 1 sind spätestens einen
Monat nach dem Tag der Wahl zu
löschen. Erfolgen öffentliche Be-
kanntmachungen mehrerer Ge-
meindebehörden in einem einheit-
lichen Bekanntmachungsorgan, so
können sie verbunden werden. Im
Übrigen gilt für die Bekanntma-
chungen der Kreiswahlleiter und
der Gemeindebehörden die Ver-
ordnung über öffentliche Bekannt-
machungen der Gemeinden und
Landkreise vom 12. Oktober 1977
(GVBl. I S. 409), geändert durch
Gesetz vom 16. Dezember 2011
(GVBl. I S. 786),  in der jeweils gel-
tenden Fassung.“

13. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 werden das Semikolon
und die Angabe „für Träger von
Kreiswahlvorschlägen, die nach
Maßgabe des § 19 Abs. 3 von
Wahlberechtigten eingereicht wor-
den sind, gilt dies entsprechend“
gestrichen.

b) Als neuer Abs. 4 wird eingefügt:

„(4) Die Festsetzung der staatli-
chen Mittel ist von der Vorlage ei-
nes vom zuständigen Landesvor-
stand unterzeichneten formal und
inhaltlich richtigen Rechenschafts-
berichts abhängig. Für den Inhalt
und die Prüfung des Rechen-
schaftsberichts sowie das Verfah-
ren bei einem unrichtigen Rechen-
schaftsbericht gelten die §§ 23a, 24
und 31a des Parteiengesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung
vom 31. Januar 1994 (BGBl. I 
S. 149), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 23. August 2011 (BGBl. I
S. 1748), entsprechend.“

c) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 5,
dem folgender Satz angefügt wird:

11) Ändert GVBl. II 16-2
12) Ändert GVBl. II 331-28



b) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„oder § 114g“ gestrichen.

3. In § 3 werden die Angaben „und 
§ 114a Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c“
und „oder § 114j Abs. 2 Satz 1“ gestri-
chen.

Artikel 11b13)

Änderung des Beteiligungsgesetzes

§ 7 des Beteiligungsgesetzes vom 
23. Dezember 1999 (GVBl. 2000 I S. 2, 5),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. September 2011 (GVBl. I S. 402), wird
aufgehoben.

Artikel 11c14)

Änderung des Hessischen 
Landesplanungsgesetzes

Das Hessische Landesplanungsgesetz
vom 6. September 2002 (GVBl. I S. 548),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
8. März 2011 (GVBl. I S. 153), wird wie
folgt geändert:

1. In § 12 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem
Wort „Regionalversammlung“ die An-
gabe „oder deren zuständiger Aus-
schuss im Sinne des § 23 Abs. 5 Satz 1
und 2“ eingefügt.

2. Dem § 22 Abs. 2 wird folgender Satz
angefügt:

„Auf die Ausschüsse im Sinne des § 23
Abs. 5 Satz 1 und 2 kann nur die Be-
schlussfassung nach Nr. 2 bis 7 über-
tragen werden.“

Artikel 1215)

Änderung der Verordnung über 
öffentliche Bekanntmachungen der 

Gemeinden und Landkreise

Die Verordnung über öffentliche Be-
kanntmachungen der Gemeinden und
Landkreise vom 12. Oktober 1977 (GVBl. I
S. 409) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter
„Zeitungen oder nur in einem
Amtsblatt“ durch die Angabe „Zei-
tungen, in einem Amtsblatt oder im
Internet“ ersetzt.

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Bei der Bekanntmachung im Inter-
net sind in der Hauptsatzung die
Internetadresse der Gemeinde so-
wie die Zeitung, in der die nach 
§ 5a Abs. 1 erforderlichen Hinweis-
bekanntmachungen erfolgen, zu
bestimmen.“
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2. Nach § 5 wird folgender § 5a einge-
fügt:

„§ 5a

(1) Die Bekanntmachung im Inter-
net erfolgt durch die Bereitstellung auf
der Internetseite der Gemeinde unter
Angabe des Bereitstellungstages. Die
Gemeinde hat in mindestens einer Zei-
tung im Sinne des § 1 Abs. 1 auf die
Bekanntmachung im Internet und die
einschlägige Internetadresse nach-
richtlich hinzuweisen.

(2) Die Bekanntmachung im Inter-
net darf nur auf einer ausschließlich in
Verantwortung der Gemeinde betrie-
benen Internetseite erfolgen. Die Ge-
meinde darf sich zur Einrichtung und
Pflege dieser Internetseite eines Drit-
ten bedienen. Die Internetseite soll
barrierefrei gestaltet sein. Die Be-
kanntmachungen im Internet müssen
kostenfrei gelesen und auch ausge-
druckt werden können. Auf ein hohes
Maß an Benutzerfreundlichkeit ist zu
achten.

(3) Im Internet bekannt gemachte
Satzungen und Verordnungen sind für
die Dauer ihrer Geltung unter der an-
gegebenen Internetadresse dauerhaft
zugänglich zu halten. Im Fall der Än-
derung des Ortsrechts gilt dies nicht
nur für den ursprünglichen Text der
Rechtsvorschrift und für die Ände-
rungsnorm, sondern auch für die aktu-
ell gültige Fassung der Satzung oder
Verordnung. Alle im Internet veröf-
fentlichten Vorschriftentexte sind
durch technische und organisatorische
Maßnahmen zu sichern.

(4) Jede Person hat das Recht, im
Internet bekannt gemachte Satzungen
und Verordnungen der Gemeinde
während der öffentlichen Sprechzeiten
der Verwaltung in Papierform einzuse-
hen und sich gegen Kostenerstattung
entsprechende Ausdrucke fertigen zu
lassen. Auf dieses Recht ist bei der
Veröffentlichung von Ortsrecht in der
jeweiligen Hinweisbekanntmachung
nach Abs. 1 aufmerksam zu machen.“

3. Dem § 6 wird als Abs. 4 angefügt:

„(4) Die öffentliche Bekanntma-
chung im Internet ist mit dem Ablauf
des Bereitstellungstages vollendet.“

Artikel 13

Aufhebung von Vorschriften

(1) Die Verordnung über die Aufstel-
lung und Ausführung des Haushaltsplans
der Gemeinden mit Verwaltungsbuchfüh-
rung 2009 vom 2. April 2006 (GVBl. I 
S. 179)16) wird aufgehoben.

(2) Die Verordnung über die Verwen-
dung von Wahlgeräten bei Wahlen und
13) Ändert GVBl. II 330-43
14) Ändert GVBl. II 360-17
15) Ändert GVBl. II 330-38
16) Hebt auf GVBl. II 331-26
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Abstimmungen vom 12. Oktober 2005
(GVBl. I S. 715)17), geändert durch Verord-
nung vom 14. Dezember 2006 (GVBl. I
2007 S. 26, 34), wird aufgehoben.

Artikel 14

Zuständigkeitsvorbehalt

Soweit durch Art. 12 die Verordnung
über öffentliche Bekanntmachungen der
Gemeinden und Landkreise geändert
wird, bleibt die Befugnis der zuständigen
Stelle, die Verordnung künftig zu ändern
oder aufzuheben, unberührt.

Artikel 15

Übergangsvorschriften

(1) Gemeinden, Gemeindeverbände,
Zweckverbände nach dem Gesetz über
kommunale Gemeinschaftsarbeit und
Verbände nach dem Wasserverbandsge-
setz, die ihre Haushaltswirtschaft am Ta-
ge des Inkrafttretens dieses Gesetzes
nach den Grundsätzen der Verwaltungs-
buchführung führen, haben ihre Haus-
haltswirtschaft spätestens ab dem 1. Ja-
nuar 2015 nach den Grundsätzen der
doppelten Buchführung zu führen und
erstmals die auf den 31. Dezember 2021
aufzustellenden Jahresabschlüsse (§ 112
Abs. 5) zusammenzufassen.

(2) Gemeinden, Zweckverbände nach
dem Gesetz über kommunale Gemein-
schaftsarbeit vom 16. Dezember 1969
(GVBl. I S. 307), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16. Dezember 2011 (GVBl. I
S. 786), und Verbände nach dem Wasser-
verbandsgesetz, die ihre Haushaltswirt-
schaft am Tage des Inkrafttretens dieses
Gesetzes nach den Grundsätzen der Ver-
waltungsbuchführung führen, können die
Gemeindehaushaltsverordnung-Verwal-
tungsbuchführung 2009 vom 2. April 2006
(GVBl. I S. 179) in der bis zum 23. Dezem-
ber 2011 geltenden Fassung weiter an-
wenden, letztmalig jedoch für das Haus-
haltsjahr 2014.

(3) Die §§ 92, 95, 97, 100, 105, 106, 108
bis 112, 129 und 131 der Hessischen Ge-
meindeordnung in der ab dem 24. De-
zember 2011 geltenden Fassung sind erst-

mals auf die Haushaltswirtschaft des
Haushaltsjahres 2012 anzuwenden.

(3a) Hat die Aufsichtsbehörde die in
der Haushaltssatzung für das Haushalts-
jahr 2012 der Gemeinde festgesetzten
Gesamtbeträge der vorgesehenen Kredit-
aufnahmen für Investitionen und Investi-
tionsförderungsmaßnahmen und der Ver-
pflichtungsermächtigungen vor dem 
1. Januar 2012 genehmigt, gilt der in die-
ser Haushaltssatzung festgesetzte Höchst-
betrag der Kassenkredite als genehmigt.

(4) Für Bürgerbegehren, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes
bereits eingereicht worden sind, gilt § 8b
der Hessischen Gemeindeordnung in der
bis dahin geltenden Fassung fort.

(5) Für Direktwahlen und Bürgerent-
scheide, deren Wahltag oder Abstim-
mungstag zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens dieses Gesetzes bereits bestimmt und
öffentlich bekannt gemacht worden ist,
gilt das Hessische Kommunalwahlgesetz
in der bis dahin geltenden Fassung fort.

(6) Für Ansprüche selbstständig Täti-
ger auf Verdienstausfall, die vor dem 
1. April 2012 entstanden sind, gilt § 27
Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung
in der bis zum Inkrafttreten dieses Geset-
zes geltenden Fassung fort.

Artikel 16

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Die Ministerin oder der Minister des
Innern und für Sport wird ermächtigt, das
Hessische Kommunalwahlgesetz in der
sich aus diesem Gesetz jeweils ergeben-
den Fassung in neuer Paragrafenfolge
und mit neuem Datum bekannt zu ma-
chen und dabei Unstimmigkeiten im
Wortlaut zu beseitigen.

Artikel 17

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der
Verkündung in Kraft. Abweichend von
Satz 1 tritt Art. 7 Nr. 1 und 2 am 1. Januar
2012 in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e s  I n n e r n  u n d  f ü r  S p o r t  

R h e i n

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  
d e r  F i n a n z e n

D r.  S c h ä f e r

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r
f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r
u n d  L a n d e s e n t w i c k l u n g

P o s c h17) Hebt auf GVBl. II 16-42
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§ 1

Feststellung des Haushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beige-
fügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr
2012 wird in Einnahme und Ausgabe auf

29 732 702 300 Euro

festgestellt.

§ 2

Produkthaushalt

(1) Der leistungsbezogene Haushalts-
plan nach § 7a Abs. 3 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung ist nach Produk-
ten, Projekten, zwischenbehördlichen und
externen Leistungen gegliedert (Produkt-
haushalt). Die Produkte sind nach ihrem
Zweck und nach Art und Umfang ver-
bindlich. Die in diesem Gesetz für Pro-
dukte getroffenen Regelungen gelten für
Projekte, zwischenbehördliche und exter-
ne Leistungen entsprechend, soweit
nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die für jedes Produkt im Leistungs-
plan ausgewiesenen Gesamtkosten sind
verbindlich. Mehrerlöse erhöhen, Minder-
erlöse vermindern die veranschlagten Ge-
samtkosten, soweit im Haushaltsplan
nichts anderes bestimmt ist. Abweichun-
gen bei Kosten, Erlösen oder Kennzahlen
im Haushaltsvollzug verändern die Pro-
duktabgeltung nicht. Werden veran-
schlagte Kosten eines Produkts gesperrt,
reduziert sich die im Haushaltsplan dafür
bewilligte Produktabgeltung entspre-
chend.

(3) Die Gesamtkosten eines Produkts
können um bis zu fünf vom Hundert
überschritten werden, wenn ein Aus-
gleich innerhalb des Buchungskreises si-
chergestellt werden kann. Dies gilt nicht
für Fördermittelbuchungskreise und so-
weit im Haushaltsplan Abweichendes be-
stimmt ist.

(4) In Fördermittelbuchungskreisen
sind auch die im Haushaltsplan ausge-
wiesenen Leistungen zum Produkt, das
Bewilligungsvolumen und die Liquidität
je Produkt verbindlich.

(5) Für Überschreitungen der Gesamt-
kosten eines Produkts und die Einrich-
tung neuer Produkte ist § 37 Abs. 1, 3 und
4 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung entsprechend anzuwenden. Glei-
ches gilt für zusätzliche Leistungen zum
Produkt in Fördermittelbuchungskreisen.
§ 11 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 gilt entspre-
chend. Satz 1 gilt nicht für zwischenbe-
hördliche Leistungen, wenn die Mehrkos-
ten vollständig durch Erlöse gedeckt wer-
den.

(6) Werden im Haushaltsplan für die
Produkte eines Buchungskreises die Men-
ge und der Preis je Mengeneinheit für
verbindlich erklärt, reduziert sich bei
Mengenunterschreitungen die Produkt -
abgeltung entsprechend, wenn im Haus-
haltsplan nichts anderes bestimmt ist.
Abs. 2 Satz 1 bis 3, Abs. 3 und 5 finden in
diesen Fällen keine Anwendung. Bei
Mengenüberschreitungen oder neuen
Produkten ist § 37 Abs. 1 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung entsprechend
anzuwenden. Dabei sollen entstehende
Mehrkosten durch Einsparungen in dem-
selben Einzelplan ausgeglichen werden.
Satz 3 und 4 gelten nicht für zwischenbe-
hördliche Leistungen, wenn die Mehrkos-
ten vollständig durch Erlöse gedeckt wer-
den. 

(7) Im Rahmen seiner Entscheidungen
nach § 37 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung kann das Ministerium
der Finanzen zusätzliche Produktabgel-
tung gewähren, soweit diese an anderer
Stelle finanziert wird.

(8) Im Haushaltsvollzug bei den Pro-
dukten erwirtschaftete Überschüsse sind
zunächst zur Deckung von Verlusten des
Buchungskreises zu verwenden; verblei-
bende Überschüsse können zur Verstär-
kung des Finanzplans verwendet oder bis
zu einem im Haushaltsplan festgelegten
Anteil der Verwaltungsrücklage des Bu-
chungskreises zugeführt werden. Die
Verwendung dieser Rücklagen für Dauer-
verpflichtungen ist nicht zulässig. Bildung
und Inanspruchnahme von Rücklagen be-
dürfen der Zustimmung des Ministeriums
der Finanzen. 

(9) Verluste, die aus Maßnahmen nach
§ 37 Abs. 1 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung entstehen, können zulasten
des Finanzierungsbuchungskreises aus-
geglichen werden. Näheres hierzu regelt
das Ministerium der Finanzen. Andere
Verluste sind vorzutragen. Über einen
Ausgleich wird im nächsten Haushalts-
plan entschieden.

(10) In den Erläuterungen zum Finanz-
plan genannte Einzelinvestitionen sind
verbindlich. Für veranschlagte, nicht ge-
tätigte Investitionen kann zur Finanzie-
rung dieser Investitionen in den Folgejah-
ren mit Zustimmung des Ministeriums der
Finanzen eine Investitionsrücklage gebil-
det werden. 

§ 3

Deckungsfähigkeit, Umsetzungen, 
alternative Beschaffungs- und 

Errichtungsformen

(1) Personalausgabenansätze dürfen
innerhalb der Einzelpläne und im Rah-*) GVBl. II 43-81
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men des Abbaus von Stellen mit Perso-
nalvermittlungsstelle-Vermerk durch das
Ministerium der Finanzen auch einzel-
planübergreifend umgesetzt werden. Die
Ermächtigung des Ministeriums der Fi-
nanzen umfasst auch Mittelumsetzungen
von und zu Landesbetrieben sowie Mit-
telumsetzungen im Zusammenhang mit
der weiteren Verwendung von Personal,
dem nach dem Gesetz zur Stärkung der
Arbeitnehmerrechte am Universitätsklini-
kum Gießen und Marburg vom 16. De-
zember 2011 (GVBl. I S. 816), ein Rück-
kehrrecht in den Landesdienst zusteht.

(2) Im Produkthaushalt sind die Titel
der Hauptgruppen 4 bis 6 und 9 mit Aus-
nahme des Titels 529 gegenseitig de-
ckungsfähig und einseitig deckungsfähig
zugunsten der Titel der Hauptgruppen 7
und 8. Die Titel der Hauptgruppen 7 und
8 sind gegenseitig deckungsfähig.

(3) Abweichend von Abs. 2 sind in För-
dermittelbuchungskreisen die Titel der
Hauptgruppen 4 bis 9 gegenseitig de-
ckungsfähig. Verpflichtungsermächtigun-
gen sind in Fördermittelbuchungskreisen
im Rahmen der jeweiligen Einzelregelun-
gen in den Produktblättern deckungsfä-
hig.

(4) Mindereinnahmen reduzieren,
Mehreinnahmen erhöhen die Ausgabeer-
mächtigung im Sinne der Abs. 2 und 3.
Außerhalb der laufenden Geschäfte anfal-
lende Mehreinnahmen dürfen nur mit Zu-
stimmung des Ministeriums der Finanzen
verwendet werden.

(5) Das Ministerium für Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung und das
Ministerium für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz können
mit vorheriger Zustimmung des Ministeri-
ums der Finanzen Ansätze, Kosten und
Verpflichtungsermächtigungen in den Be-
reichen der Gemeinschaftsaufgaben
„Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur“ und „Verbesserung der
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“
sowie die von der Verordnung (EG) 
Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. Septem-
ber 2005 über die Förderung der Entwick-
lung des ländlichen Raums durch den Eu-
ropäischen Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums
(ELER) (ABl. EU Nr. L 277 S. 1), zuletzt
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 473/
2009 vom 25. Mai 2009 (ABl. EU Nr. L 144
S. 3), betroffenen Ansätze und Verpflich-
tungsermächtigungen in den Einzelplä-
nen 07 und 09 für gegenseitig, andere
Ansätze, Kosten und Verpflichtungser-
mächtigungen zugunsten dieser Bereiche
für einseitig deckungsfähig erklären. So-
fern zur Umsetzung der Programme mit
Förderungen aus der Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 zusätzliche Verpflichtungs-
ermächtigungen erforderlich werden,
können diese mit vorheriger Zustimmung
des Ministeriums der Finanzen im not-
wendigen Umfange eingegangen wer-
den. Darüber hinaus können mit vorheri-
ger Zustimmung des Ministeriums der Fi-
nanzen Ansätze, Kosten und Verpflich-
tungsermächtigungen des Programms

„Förderung der energetischen Moderni-
sierung sozialer Infrastruktur in den Kom-
munen – Investitionspakt“ für gegenseitig
deckungsfähig erklärt werden. Im Rah-
men seiner Zustimmung kann das Minis-
terium der Finanzen die erforderliche Pro-
duktabgeltung umsetzen.

(6) Mit vorheriger Zustimmung des Mi-
nisteriums der Finanzen können Ansätze
und Verpflichtungsermächtigungen im
Einzelplan 18 für gegenseitig deckungs-
fähig erklärt werden.

(7) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, bei nachgewiesener Wirt-
schaftlichkeit im Haushalt veranschlagte
Investitionsmaßnahmen durch alternative
Beschaffungs- und Errichtungsformen
(wie öffentlich-private Partnerschaften,
Leasing- oder ähnliche Verträge) zu erset-
zen und die erforderlichen Verträge zu
schließen oder zu genehmigen. In diesen
Fällen können die veranschlagten Mittel
im laufenden Haushaltsjahr zur Absiche-
rung und Leistung der vertraglichen Ra-
ten verwendet werden; verbleibende
Haushaltsmittel sind gesperrt.

(8) Die Landesregierung kann Produk-
te ganz oder teilweise umsetzen, wenn
Aufgaben von einer Verwaltung auf eine
andere Verwaltung übergehen. Eines Be-
schlusses der Landesregierung bedarf es
nicht, wenn die beteiligten Ministerien
und das Ministerium der Finanzen über
die Umsetzung einig sind.

§ 4

Leistungen des Bundes, 
Übertragbarkeit von Ausgaben

(1) Bei Maßnahmen, die eine Leistung
des Bundes vorsehen, gelten Ansätze,
Kosten und Verpflichtungsermächtigun-
gen im gleichen Verhältnis als gesperrt, in
dem der Bund seine Leistung mindert; 
§ 41 der Hessischen Landeshaushaltsord-
nung bleibt unberührt.

(2) Übertragbare Ausgaben im Sinne
des § 19 Abs. 1 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung sind die Ausgaben der
Hauptgruppen 7 und 8 des Gruppie-
rungsplans für den Haushalt des Landes
Hessen, die Ausgaben aus zweckgebun-
denen Einnahmen sowie die Ausgaben in
Fördermittelbuchungskreisen.

(3) Das Ministerium der Finanzen kann
in besonders begründeten Einzelfällen
die Übertragbarkeit von Ausgaben zulas-
sen, soweit Ausgaben für bereits bewillig-
te Maßnahmen noch im nächsten Haus-
haltsjahr zu leisten sind.

§ 5

Energieeinsparung, Informationstechnik

(1) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, für Maßnahmen der Energie-
und Wassereinsparung Vorfinanzierungen
in Anspruch zu nehmen, wenn die entste-
henden Kosten und die Tilgungszahlun-
gen aus den erwarteten Energie- und
Wassereinsparungen innerhalb von 75
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vom Hundert der technischen Lebensdau-
er der Installation refinanziert werden
können.

(2) Die Mittel für Zwecke der Informa-
tionstechnik sind gesperrt, soweit sie
nicht für Maßnahmen im Rahmen des
vom Bevollmächtigten für E-Government
und Informationstechnik festgeschriebe-
nen Standardisierungsprozesses „E-Go-
vernment-Architektur in der Hessischen
Landesverwaltung“ eingesetzt werden
sollen. Das Ministerium der Finanzen
kann die Sperre aufheben.

§ 6

Institutionelle Förderungen, 
Übertragung von Förderprogrammen

(1) Ansätze, Kosten und Verpflich-
tungsermächtigungen für Zuwendungen
im Sinne des § 23 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung zur Deckung der ge-
samten Ausgaben oder eines nicht abge-
grenzten Teils der Ausgaben einer Stelle
außerhalb der Landesverwaltung (institu-
tionelle Förderung) sind gesperrt, solange
ein Haushalts- oder Wirtschaftsplan nicht
von dem zuständigen Ministerium und
dem Ministerium der Finanzen gebilligt
ist. Das Ministerium der Finanzen kann
die Sperre aufheben.

(2) Das Ministerium der Finanzen
kann, soweit die Haushalts- oder Wirt-
schaftspläne nicht rechtzeitig zu Beginn
des jeweiligen Haushaltsjahres vorgelegt
werden können, in Abschlagszahlungen
zur Leistung unabweisbarer Ausgaben
einwilligen.

(3) Im Landeshaushalt veranschlagte
Förderprogramme können zur Abwick-
lung auf Externe übertragen werden. Das
Ministerium der Finanzen wird ermäch-
tigt, hieraus sich ergebende notwendige
Anpassungen im Haushaltsvollzug vorzu-
nehmen.

§ 7

Stellenbewirtschaftung, Personalmittel

(1) Abweichend von § 49 Abs. 3 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung kann
jede Planstelle und Stelle mit mehreren
Teilzeitbeschäftigten besetzt werden. Da-
neben können bei der Besetzung von
Planstellen und Stellen Beschäftigte auf
mehreren Stellen geführt werden. Die
Gesamtarbeitszeit je Planstelle und Stelle
darf nicht höher sein als die Arbeitszeit
einer vollbeschäftigten Kraft.

(2) Planstellen einer Besoldungsgruppe
können auch mit Beamtinnen und Beam-
ten einer anderen Laufbahn mit gleichem
Endgrundgehalt besetzt werden. Über die
Änderung der Amtsbezeichnung ist im
nächsten Haushaltsplan zu entscheiden.

(3) Für die Besoldung der Professorin-
nen und Professoren und der Hochschul-
leitung wird als Vergaberahmen festge-
legt, dass der Besoldungsdurchschnitt al-
ler Professorinnen und Professoren der
Besoldungsgruppen C 2 bis C 4 und W 2
bis W 3 einschließlich der Besoldung der

hauptberuflichen Präsidentinnen und Prä-
sidenten, Vizepräsidentinnen und Vize-
präsidenten und Kanzlerinnen und Kanz-
ler der Hochschulen an einer Fachhoch-
schule 68 000 Euro und an einer Universi-
tät oder Kunsthochschule 82 500 Euro
nicht übersteigen darf.

(4) Werden polizeidienstunfähige Be-
amtinnen und Beamte des Polizeivoll-
zugsdienstes, die den gesundheitlichen
Anforderungen des Amtes einer anderen
Laufbahn genügen, im Dienst des Landes
weiterverwendet, so können sie auf einer
Planstelle des Eingangsamts einer Lauf-
bahn der jeweiligen Laufbahngruppe ge-
führt werden. Gleiches gilt für Beamtin-
nen und Beamte des Justizvollzugsdiens-
tes, die im allgemeinen Vollzugsdienst tä-
tig sind. Das Ministerium der Finanzen
wird ermächtigt, zur Übernahme von poli-
zei- oder justizvollzugsdienstunfähigen
Beamtinnen und Beamten vorübergehend
Stellen in Planstellen umzuwandeln.

(5) Die Stellenübersicht für Rechtsrefe-
rendarinnen und Rechtsreferendare bei
Kapitel 05 04 Titel 428 sowie die Erläute-
rungen dazu sind verbindlich.

(6) Für im Haushaltsplan mit Personal-
vermittlungsstelle-Vermerk ausgebrachte
Planstellen und Stellen findet § 21 Abs. 1
und 3 der Hessischen Landeshaushalts-
ordnung Anwendung.

(7) Aus den veranschlagten Personal-
mitteln können bei der Vermittlung von
an die Personalvermittlungsstelle gemel-
detem Personal sowie von Personal, dem
nach dem Gesetz zur Stärkung der Ar-
beitnehmerrechte am Universitätsklini-
kum Gießen und Marburg ein Rückkehr-
recht in den Landesdienst zusteht, auch
besitzstandswahrende Zulagen gezahlt
werden.

(8) Tarifbeschäftigten, die zur Vertre-
tung des Landes Hessen bei der Europä -
ischen Union in Brüssel oder zu einer an-
deren Auslandsdienststelle des Landes
Hessen versetzt oder für einen Zeitraum
von mehr als drei Monaten abgeordnet
werden und aus diesem Grund einen
dienstlichen Wohnsitz im Ausland be-
gründen, werden Auslandsbezüge in ent-
sprechender Anwendung der §§ 55 bis 57
des Bundesbesoldungsgesetzes in der
Fassung vom 6. August 2002 (BGBl. I 
S. 3020) in der am 31. August 2006 gel-
tenden Fassung gewährt.

§ 8

Umsetzung von Stellen

(1) Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, mit Zustimmung des Haushaltsaus-
schusses freie oder frei werdende Plan-
stellen und Stellen im Falle eines unab-
weisbaren, vordringlichen Personalbe-
darfs in andere Kapitel desselben Einzel-
plans oder in andere Einzelpläne umzu-
setzen und, soweit es notwendig ist,
gleichzeitig umzuwandeln. Über den wei-
teren Verbleib der umgesetzten Planstel-
len und Stellen ist im nächsten Haushalts-
plan zu entscheiden. § 50 der Hessischen
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Landeshaushaltsordnung bleibt unbe-
rührt.

(2) Die Ministerien werden ermächtigt,
Planstellen und Stellen innerhalb des Ein-
zelplans umzusetzen. Dies gilt nicht für
Umsetzungen in das Ministeriumskapitel.

§ 9

Anpassung an Besoldungs- und Tarifrecht

(1) Die Landesregierung wird ermäch-
tigt, haushaltsrechtliche Maßnahmen zu
treffen, die sich aus der Anpassung an
das Besoldungsrecht, an andere gesetzli-
che Bestimmungen oder an das Tarifver-
tragsrecht zwingend ergeben, insbeson-
dere die Stellenpläne und Stellenüber-
sichten zu ergänzen sowie Planstellen
und Stellen umzuwandeln. Über den wei-
teren Verbleib dieser Planstellen und
Stellen ist im nächsten Haushaltsplan zu
entscheiden.

(2) Bei Besoldungserhöhungsgesetzen
sind das Ministerium der Finanzen und
das Ministerium des Innern und für Sport
ermächtigt, bereits vor Verabschiedung
des Gesetzes Abschlagszahlungen auf die
im Gesetzentwurf vorgesehenen Erhö-
hungsbeträge zu leisten.

§ 10

Leerstellen, Altersteilzeitstellen

(1) Das zuständige Ministerium wird
ermächtigt, Leerstellen mit dem Vermerk
„künftig wegfallend“ auszubringen für

1. Beamtinnen und Beamte, Richterinnen
und Richter, die unter Wegfall der
Dienstbezüge bei einem anderen
Dienstherrn verwendet werden,

2. Bedienstete, die als Abgeordnete in
den Bundestag, in den Hessischen
Landtag oder in das Europäische Par-
lament gewählt sind,

3. Bedienstete, die für eine vorüberge-
hende Tätigkeit in öffentlichen zwi-
schenstaatlichen oder überstaatlichen
Einrichtungen oder in den Entwick-
lungsländern beurlaubt werden,

4. Beamtinnen und Beamte, die als Rich-
terinnen und Richter kraft Auftrags zu
einem hessischen Gericht, und Richte-
rinnen und Richter, die zu einer hessi-
schen Verwaltungsbehörde abgeord-
net werden,

5. Beamtinnen und Beamte, die nach 
§ 85a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 oder nach 
§ 85f des Hessischen Beamtengeset-
zes, und Richterinnen und Richter, die
nach § 7a Abs. 1 Nr. 2 oder nach § 7b
des Hessischen Richtergesetzes beur-
laubt werden,

6. Tarifbeschäftigte, die nach § 28 des Ta-
rifvertrags für den öffentlichen Dienst
des Landes Hessen beurlaubt werden,

7. Tarifbeschäftigte, deren Arbeitsver-
hältnis nach § 33 Abs. 2 Satz 5 und 6
des Tarifvertrags für den öffentlichen
Dienst des Landes Hessen wegen der
Gewährung einer Rente auf Zeit ruht,

8. die Dauer der Elternzeit, wenn von der
Möglichkeit zur Beschäftigung von
Vertretungs- und Aushilfskräften aus
besonderen Gründen kein Gebrauch
gemacht werden kann,

9. Beamtinnen und Beamte, Richterinnen
und Richter, die durch Beendigung 
eines Beamtenverhältnisses auf Probe
nach § 19a des Hessischen Beamten-
gesetzes wieder in ihr früheres Amt
zurücktreten, wenn keine freie Plan-
stelle dieser Besoldungsgruppe zur
Verfügung steht.

(2) Werden die Bediensteten wieder im
Landesdienst verwendet, sind sie in eine
freie oder in die nächste frei werdende
Stelle bei ihrer Verwaltung einzuweisen;
mit der Einweisung fällt die Leerstelle
weg. Bis zur Einweisung in eine freie
Stelle sind sie auf der Leerstelle zu füh-
ren.

(3) Zur Umsetzung der Altersteilzeitar-
beit ist das zuständige Ministerium er-
mächtigt, auf der Grundlage der von der
Landesregierung erlassenen näheren Be-
stimmungen für Altersteilzeitkräfte Al-
tersteilzeitplanstellen und Altersteilzeit-
stellen mit dem Vermerk „künftig wegfal-
lend“ zu schaffen.

§ 11

Über- und außerplanmäßige Ausgaben,
Vorfinanzierungen

(1) Wird infolge eines unvorhergesehe-
nen und unabweisbaren Bedürfnisses 
eine überplanmäßige oder außerplanmä-
ßige Ausgabe erforderlich (Art. 143 der
Verfassung des Landes Hessen), so bedarf
es eines Nachtragshaushalts nicht, wenn
die Mehrausgabe im Einzelfall einen Be-
trag von fünf Millionen Euro nicht über-
schreitet oder rechtliche Verpflichtungen,
Rechtsansprüche aus Gesetz oder Tarif-
vertrag zu erfüllen sind oder soweit Aus-
gabemittel von anderer Seite zweckge-
bunden zur Verfügung gestellt werden.
Für überplanmäßige und außerplanmäßi-
ge Verpflichtungsermächtigungen gilt
Entsprechendes, wenn die voraussichtlich
kassenwirksam werdenden Jahresbeträge
insgesamt einen Betrag von fünf Millio-
nen Euro nicht überschreiten.

(2) Mit vorheriger Zustimmung des Mi-
nisteriums der Finanzen können Zuwei-
sungen der Europäischen Union bei ge-
meinsam finanzierten Förderprogrammen
vorfinanziert werden, wenn entsprechen-
de Förderzusagen der Europäischen Uni-
on vorliegen. Gleiches gilt für Zuweisun-
gen des Bundes zum Ausgleich der Belas-
tungen der kommunalen Gebietskörper-
schaften nach dem Kommunalen Options-
gesetz vom 30. Juli 2004 (BGBl. I S. 2014).
Hierdurch bedingte, nicht durch Einnah-
men im laufenden Haushaltsjahr gedeck-
te Mehrausgaben sind als Vorgriffe nach
§ 37 Abs. 6 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung nachzuweisen.

(3) Der Betrag für die nach § 37 Abs. 4
der Hessischen Landeshaushaltsordnung
dem Landtag vierteljährlich mitzuteilen-
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den über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben wird auf 50 000 Euro festgesetzt.

§ 12

Veräußerung und Überlassung von 
Vermögensgegenständen

(1) Abweichend von § 63 Abs. 2 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung wird
das Ministerium der Finanzen ermächtigt,
die Veräußerung zur Erfüllung der Aufga-
ben des Landes weiterhin benötigter Ver-
mögensgegenstände zuzulassen, wenn
auf diese Weise die Aufgaben des Landes
nachweislich wirtschaftlicher erfüllt wer-
den können. § 64 der Hessischen Landes-
haushaltsordnung bleibt unberührt.

(2) Das Ministerium der Finanzen kann
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung in
Einzelfällen gestatten, dass landeseigene
Grundstücke in Gebieten, die die Voraus-
setzungen für die Durchführung von
städtebaulichen Sanierungsmaßnahmen
nach den §§ 136 bis 164b oder von städte-
baulichen Entwicklungsmaßnahmen nach
den §§ 165 bis 171 des Baugesetzbuches
in der Fassung vom 23. September 2004
(BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509),
erfüllen, auch ohne eine entsprechende
förmliche Festlegung des Gebiets oder
der Förderung der Maßnahme zum
Grundstückswert an die Gemeinde veräu-
ßert werden, wenn sich diese verpflichtet,
die beabsichtigten städtebaulichen Maß-
nahmen auf dem Grundstück innerhalb
von fünf Jahren durchzuführen. Bei der
Ermittlung des Grundstückswertes blei-
ben Veränderungen des Wertes, die
durch die Sanierungs- oder Entwick-
lungsmaßnahmen hervorgerufen werden,
unberücksichtigt.

(3) Abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1
der Hessischen Landeshaushaltsordnung
wird zugelassen, dass von staatlichen Ein-
richtungen im Bereich der Datenverarbei-
tung entwickelte oder erworbene Pro-
gramme unentgeltlich an Stellen der öf-
fentlichen Verwaltung abgegeben wer-
den können, soweit Gegenseitigkeit be-
steht.

(4) Das Ministerium der Finanzen kann
abweichend von § 63 Abs. 3 Satz 1 der
Hessischen Landeshaushaltsordnung mit
Zustimmung des Haushaltsausschusses
zulassen, dass Schloss- und Burgruinen
sowie nicht für betriebliche Zwecke benö-
tigte Kulturdenkmäler auf Staatsdomänen
unter Wahrung denkmalpflegerischer Be-
lange an Fördervereine, deren Zweck die
Trägerschaft und der Erhalt von Kultur-
denkmälern ist, oder an Gemeinden unter
dem vollen Wert bis zu einem Anerken-
nungsbetrag veräußert werden.

(5) Nach § 63 Abs. 5 wird abweichend
von § 63 Abs. 3 Satz 1 der Hessischen
Landeshaushaltsordnung gestattet, dass
Gemeinden und Landkreisen für die
Durchführung von Wahlen Dienstgebäu-
de des Landes unentgeltlich zur Nutzung
überlassen werden dürfen, sofern diesen
keine geeigneten Einrichtungen zur Ver-
fügung stehen.

§ 13

Kreditaufnahme und -tilgung

(1) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, die im Haushaltsplan für das
Haushaltsjahr 2012 vorgesehenen Kredite
aufzunehmen. Die Kreditaufnahme er-
folgt grundsätzlich in Euro. In anderen
Währungen ist die Kreditaufnahme nur in
Verbindung mit einem Währungssiche-
rungsgeschäft zulässig.

(2) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, die im Städtebau (Einzel-
plan 07) gewährten Vorauszahlungen des
Bundes, soweit sie in Darlehen umgewan-
delt werden, als Kredit anzunehmen. So-
weit der Bund im Laufe des Haushaltsjah-
res 2012 über die im Haushaltsplan vor-
gesehenen Beträge hinaus weitere Mittel
für den Wohnungsbau und Städtebau
(Einzelplan 07) als Kredit zur Verfügung
stellt, darf das Ministerium der Finanzen
auch diese Mittel annehmen.

(3) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme
ist nach der Kassenlage, den jeweiligen
Kapitalmarktverhältnissen und gesamt-
wirtschaftlichen Erfordernissen zu bestim-
men.

(4) Mehreinnahmen aus dem Steuer-
aufkommen sind zur zusätzlichen Schul-
dentilgung, zur Verminderung des Kredit-
bedarfs oder zur Bildung von Rücklagen
zur Deckung von Ausgaberesten und an-
deren Verpflichtungen zu verwenden, so-
weit sie nicht zur Deckung unabweisba-
rer Mehrausgaben im Haushaltsjahr 2012
benötigt werden. Zur Begrenzung der
Neuverschuldung können Rücklagen auf-
gelöst werden.

(5) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, Kredite vorzeitig zu tilgen
und zusätzliche Tilgungsausgaben aus
kurzfristigen Krediten zu leisten. Die Kre-
ditermächtigungen nach Abs. 1 bis 3 er-
höhen sich entsprechend; dies gilt auch,
wenn kurzfristige Kredite, die für den
Ausgleich des vorangegangenen Haus-
halts erforderlich sind, im laufenden Ka-
lenderjahr aufgenommen und getilgt wer-
den. Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Rahmen der Kreditfinan-
zierungen Vereinbarungen zur Steuerung
von Zinsänderungsrisiken sowie zur Opti-
mierung der Kreditkonditionen (Derivate)
für bestehende Schulden, die laufende
Kreditaufnahme des Haushaltsjahres so-
wie für Anschlussfinanzierungen von Kre-
diten zu treffen, die in einem Zeitraum
von zehn Jahren fällig werden. Der Bezug
eines Derivatgeschäftes auf mehrere Kre-
ditgeschäfte ist zulässig. Das Nominalvo-
lumen aller ausstehenden Derivate darf
den Gesamtbestand an Kreditmarktschul-
den am Ende des vorangegangenen
Haushaltsjahres nicht übersteigen. Das
Ministerium der Finanzen wird ermäch-
tigt, Sicherheiten in Form verzinster Bar-
mittel zu stellen sowie entgegenzuneh-
men.

(6) Die Inanspruchnahme der nach 
§ 18 Abs. 3 der Hessischen Landeshaus-
haltsordnung fortgeltenden Ermächtigung
zur Aufnahme von Krediten wird auf jähr-
lich 500 Millionen Euro begrenzt.
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§ 14

Garantien und Bürgschaften

(1) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, zur Durchführung dringender
volkswirtschaftlich gerechtfertigter Auf-
gaben im Haushaltsjahr 2012 Garantien
und Bürgschaften bis zum Betrag von 
1,5 Milliarden Euro zulasten des Landes
zu übernehmen.

(2) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, Bürgschaften zur Sicherung
von Investitionen in Wohngebäuden und
sozialen Einrichtungen im Wohnumfeld
im Haushaltsjahr 2012 bis zu einem Be-
trag von 100 Millionen Euro zu bewilligen
und zu übernehmen. Das Ministerium der
Finanzen wird außerdem ermächtigt, im
Haushaltsjahr 2012 Bürgschaften, die in
früheren Haushaltsjahren für denselben
Zweck im Rahmen des festgelegten Bürg-
schaftsrahmens bewilligt wurden, endgül-
tig zu übernehmen.

(3) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Haushaltsjahr 2012 zur
Förderung dringender Neu- und Umbau-
maßnahmen genehmigter, nach dem Er-
satzschulfinanzierungsgesetz vom 6. De-
zember 1972 (GVBl. I S. 389, 1973 I S. 90),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
16. September 2011 (GVBl. I S. 402), bei-
hilfeberechtigter Privatschulen (Ersatz-
schulen) Bürgschaften bis zum Betrag von
2,5 Millionen Euro zu übernehmen.

(4) Das Ministerium der Finanzen wird
ermächtigt, im Haushaltsjahr 2012 bis zur
Höhe von 5,88 Millionen Euro Garantien
zu übernehmen, die sich aus dem Um-
gang mit radioaktiven Stoffen nach dem
Atomgesetz in der Fassung vom 15. Juli
1985 (BGBl. I S. 1565), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 8. November 2011
(BGBl. I S. 2178), als notwendig erweisen.

(5) Das Ministerium für Wissenschaft
und Kunst wird ermächtigt, zur Absiche-
rung der den hessischen Landes- und

Hochschulmuseen und -bibliotheken, den
Landesausstellungen, der Verwaltung der
Staatlichen Schlösser und Gärten sowie
dem Landesamt für Denkmalpflege Hes-
sen überlassenen Leihgaben, an denen
ein besonderes Landesinteresse besteht,
Garantien bis zur Höhe von insgesamt
200 Millionen Euro zu übernehmen. In
Anspruch genommene Ermächtigungen
aus Vorjahren sind anzurechnen. Durch
Rückgabe von Leihgaben erloschene Ga-
rantien können erneut in Anspruch ge-
nommen werden.

§ 15

Kassenkredite

Das Ministerium der Finanzen wird er-
mächtigt, im Haushaltsjahr 2012 zur Ver-
stärkung der Betriebsmittel kurzfristige
Kredite (Kassenkredite) bis zur Höhe von
acht vom Hundert des in § 1 festgestellten
Betrages sowie für die Stellung von Si-
cherheiten nach § 13 Abs. 5 Satz 6 aufzu-
nehmen. Über diesen Betrag hinaus kann
das Ministerium der Finanzen vorüberge-
hend weitere Kassenkredite aufnehmen,
soweit es von der Kreditermächtigung
nach § 13 Abs. 1 keinen Gebrauch macht.

§ 16

Entschuldung konsolidierungsbedürftiger
Gemeinden und Gemeindeverbände

Das Ministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, im Haushaltsjahr 2012 zur
Entschuldung konsolidierungsbedürftiger
Gemeinden und Gemeindeverbände Ver-
pflichtungen bis zur Höhe von drei Milli-
arden Euro zuzüglich Zinsen einzugehen.

§ 17

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012
in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  F i n a n z e n  

D r.  S c h ä f e r
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Artikel 1*)

Änderung des Finanzausgleichsgesetzes

Das Finanzausgleichsgesetz in der
Fassung vom 29. Mai 2007 (GVBl. I 
S. 310), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 8. März 2011 (GVBl. I S. 153) und
Gesetz vom 16. September 2011 (GVBl. I
S. 420), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Der Finanzausgleichsmasse können
nach Maßgabe des jährlichen Haus-
haltsplans Mittel

1. zur Finanzierung der Zinslast für
Darlehen nach den §§ 3 und 6 des
Hessischen Sonderinvestitionspro-
grammgesetzes vom 9. März 2009
(GVBl. I S. 92),

2. zur anteiligen Finanzierung der
Förderung der Kulturregion Rhein-
Main und

3. zur anteiligen Finanzierung des
Fonds ‚Heimerziehung in der Bun-
desrepublik Deutschland in den
Jahren 1949 bis 1975‘

entnommen werden.“

2. In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„3. August 2010 (BGBl. I S. 1112)“
durch „20. Juni 2011 (BGBl. I S. 1114)“
ersetzt.

3. In § 23a Abs. 1 wird die Angabe „vom
24. Dezember 2003 (BGBl. I S. 2955),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
3. August 2010 (BGBl. I S. 1112)“
durch „in der Fassung vom 13. Mai
2011 (BGBl. I S. 850), geändert durch
Gesetz vom 20. Juni 2011 (BGBl. I 
S. 1114)“ ersetzt.

4. In § 25 Abs. 1 wird die Angabe 
„29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258)“ durch
„22. November 2011 (BGBl. I S. 2272)“
und die Angabe „Verordnung vom 
31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407)“
durch „Gesetz vom 5. April 2011
(BGBl. I S. 554)“ ersetzt.

5. In § 26 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem
Wort „Kassel“ ein Komma und das
Wort „Marburg“ eingefügt.

6. In § 31 Abs. 2 wird die Angabe „Anla-
ge 3 zu § 9 Abs. 4“ durch „Anlage 2 zu
§ 2 Nr. 2“ und die Angabe „6. Mai
2005 (GVBl. I S. 305), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 4. März 2010 

(GVBl. I S. 85),“ durch „14. Dezember
2010 (GVBl. I S. 548)“ ersetzt.

7. In § 33 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt in
Nr. 13 durch ein Semikolon ersetzt und
folgende neue Nr. 14 angefügt:

„14. Zuweisungen an Kommunen im
Rahmen des Aktionsprogramms
Sportanlagen.“

Artikel 2

Übergangsregelung zur ermäßigten
Kreisumlage der Sonderstatusstädte

(1) Für das Ausgleichsjahr 2012 wer-
den abweichend von § 37 Abs. 2 Satz 2
des Finanzausgleichsgesetzes die Umla-
gegrundlagen nicht auf 56,5 vom Hun-
dert, sondern auf 50,0 vom Hundert ermä-
ßigt.

(2) Zum Ausgleich für die Aussetzung
der Erhöhung der Grundlage ihrer Kreis-
umlage im Ausgleichsjahr 2012 zahlen bis
zum 30. September 2012 die Städte (Son-
derstatusstädte)
Bad Homburg 1 650 000 Euro
Fulda 983 000 Euro
Gießen 1 387 000 Euro
Hanau 2 112 000 Euro
Marburg 1 372 000 Euro
Rüsselsheim 1 653 000 Euro
Wetzlar 1 132 000 Euro
an ihren jeweiligen Landkreis.

(3) Abweichend von § 37 Abs. 3 Satz 7
des Finanzausgleichsgesetzes gilt für das
Ausgleichsjahr 2012 ein zweifacher Vom-
hundertsatz.

Artikel 3

Ermächtigung zur Neubekanntmachung

Die Ministerin oder der Minister der
Finanzen wird ermächtigt, das Finanzaus-
gleichsgesetz in der sich aus diesem Ge-
setz ergebenden Fassung in neuer Para-
grafenfolge und mit neuem Datum be-
kannt zu machen und dabei Unstimmig-
keiten des Wortlautes zu beseitigen.

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012
in Kraft.

*) Ändert GVBl. II 41-16

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Finanzausgleichsänderungsgesetz 2012

Vom 16. Dezember 2011

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r d e r  F i n a n z e n  

D r.  S c h ä f e r
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§ 1

Rückkehrrecht in den Landesdienst

(1) Den Beschäftigten, die nach § 3
Abs. 1 Satz 1 und 3 des UK-Gesetzes vom
16. Juni 2005 (GVBl. I S. 432), außer Kraft
getreten mit Ablauf des 31. Dezember
2006, von der Justus-Liebig-Universität
Gießen und der Philipps-Universität Mar-
burg zum Universitätsklinikum Gießen
und Marburg versetzt und in den An-
staltsdienst übergeleitet worden sind,
steht ein Recht zur Rückkehr in den Lan-
desdienst nach den Abs. 2 bis 5 zu.

(2) Das Land übernimmt Beschäftigte
nach Abs. 1 auf ihr Rückkehrverlangen
wieder in den Dienst des Landes. Das
Rückkehrverlangen ist innerhalb von
sechs Monaten nach Inkrafttreten dieses
Gesetzes schriftlich gegenüber dem Mi-
nisterium für Wissenschaft und Kunst zu
erklären.

(3) Die Übernahme in den Landes-
dienst erfolgt spätestens zum Beginn des
siebten Kalendermonats nach Zugang des
Rückkehrverlangens durch die Erklärung
des Ministeriums für Wissenschaft und
Kunst, dass der Arbeitsvertrag der oder
des Beschäftigten mit dem Land rückwir-
kend zum 1. Juli 2005 wieder in Kraft ge-
setzt ist. Die dem Land als Arbeitgeber
zustehenden Rechte bleiben unberührt.

(4) Für die Beschäftigten nach Abs. 1,
die wieder in den Dienst des Landes
übernommen werden, gelten

a) für Zeiten vom 1. Juli 2005 bis zur
Übernahme in den Landesdienst je-
weils die Arbeitsbedin-gungen, die für
die oder den Beschäftigten gegolten
hätten, wenn das Arbeitsverhältnis
zum Land ununterbrochen bestanden
hätte,

b) ab der Übernahme in den Landes-
dienst die für sie als Landesbeschäftig-
te nach Arbeitsvertrag und Tarifrecht
geltenden Arbeitsbedingungen.

Für die Beschäftigten nach Abs. 1, die ihr
Rückkehrverlangen nach Abs. 2 erklärt
haben, aber nicht mehr in den aktiven
Dienst des Landes übernommen werden,
gilt bis zum Zeitpunkt ihres Ausschei-
dens Satz 1 Buchst. a entsprechend.

(5) Die für das Hochschulwesen zu-
ständige Ministerin oder der hierfür zu-
ständige Minister wird ermächtigt, das
Nähere zum Übernahmeverfahren durch
Rechtsverordnung zu regeln.

§ 2

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 29. Dezember
2011 in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 
31. Dezember 2016 außer Kraft.

*) GVBl. II 351-88

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Stärkung der Arbeitnehmerrechte am Universitätsklinikum 

Gießen und Marburg*)

Vom 16. Dezember 2011

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D i e  H e s s i s c h e  M i n i s t e r i n  

B o u f f i e r f ü r  W i s s e n s c h a f t  u n d  K u n s t

K ü h n e - H ö r m a n n
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Artikel 11)

Änderung des Hessischen
Straßengesetzes

Das Hessische Straßengesetz in der
Fassung vom 8. Juni 2003 (GVBl. I
S. 166), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 12. Dezember 2007 (GVBl. I S. 851),
wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt
geändert:

a) Die Angabe zu § 37 wird wie folgt
gefasst:

„§ 37 Sondernutzung an Landes-,
Kreis- und Gemeindestra-
ßen“

b) Die Angabe zu § 55 wird wie folgt
gefasst:

„§ 55 Inkrafttreten“

2. Dem § 6a wird folgender Satz ange-
fügt:

„Die Bekanntmachung der Entschei-
dung nach Satz 1 ist entbehrlich,
wenn die zur Widmung, Umstufung
oder Einziehung vorgesehenen Stra-
ßen bereits in den im Planfeststel-
lungsverfahren ausgelegten Plänen
als solche kenntlich und die Entschei-
dung mit dem Planfeststellungsbe-
schluss bekannt gemacht worden
sind.“

3. In § 10 Abs. 3 Satz 3 werden die Wör-
ter „das Straßen- und Verkehrswe-
sen“ durch „den Straßen- und Brü-
ckenbau“ ersetzt. 

4. In § 12 Abs. 1 Satz 3 wird das Wort
„unteren“ gestrichen.

5. In § 18 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort
„Straßenbau“ durch die Wörter „Stra-
ßen- und Brückenbau“ ersetzt.

6. In § 22 Abs. 2 Satz 3 wird die Angabe
„Satz 3“ durch „Satz 4“ ersetzt.

7. In § 26 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe
„4. Dezember 2006 (GVBl. I S. 619)“
durch „25. November 2010 (GVBl. I
S. 434)“ ersetzt.

8. In § 29 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„in der Fassung vom 28. Juli 2005
(GVBl. I S. 591)“ gestrichen.

9. In § 30 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe
„(§ 31 des Wasserhaushaltsgesetzes
in der Fassung vom 19. August 2002
[BGBl. I S. 3246], zuletzt geändert
durch Gesetz vom 25. Juni 2005
[BGBl. I S. 1746])“ durch „(§ 67
Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes
vom 31. Juli 2009 [BGBl. I S. 2585],
zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. Oktober 2011 [BGBl. I S. 1986])“
ersetzt. 

10. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Angabe
„25. Juni 2005 (BGBl. I
S. 1758, 2797)“ durch „24. Fe -
bruar 2010 (BGBl. I S. 94)“
und die Angabe „21. Dezem-
ber 2006 (BGBl. I S. 3316)“
durch „6. Oktober 2011
(BGBl. I S. 1986)“ ersetzt.

bb) Satz 2 Nr. 3 Buchst. a wird
wie folgt gefasst:

„a) sich auf Gebiete, die nach
der Richtlinie 2009/147/EG
des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom
30. November 2009 über
die Erhaltung der wildle-
benden Vogelarten (ABl.
EU Nr. L 20 S. 7) oder der
Richtlinie 92/43/EWG des
Rates vom 21. Mai 1992
zur Erhaltung der natürli-
chen Lebensräume sowie
der wildlebenden Tiere
und Pflanzen (ABl. EG Nr. L
206 S. 7), zuletzt geändert
durch Richtlinie 2006/
105/EG des Rates vom 
20. November 2006 (ABl.
EU Nr. L 363 S. 368), un-
ter besonderem Schutz
stehen, oder auf Natur-
oder Wasserschutzgebiete
auswirkt oder“

b) In Abs. 7 Satz 1 wird der Punkt am
Ende durch ein Komma und die
Wörter „es sei denn, er wird vor-
her auf Antrag des Trägers des
Vorhabens von der Planfeststel-
lungsbehörde um höchstens fünf
Jahre verlängert.“ ersetzt.

11. § 37 wird wie folgt gefasst:

„§ 37

Sondernutzung an Landes-, Kreis-
und Gemeindestraßen

Die Gemeinden können den Ge-
brauch der Landes- und Kreisstraßen
innerhalb der Ortsdurchfahrt sowie
der Gemeindestraßen über den Ge-
meingebrauch hinaus (Sondernut-
zung) abweichend von den Bestim-
mungen des § 16 durch Satzung re-
geln.“

12. § 46 wird wie folgt gefasst:

„§ 46

Straßenbaubehörden

(1) Oberste Straßenbaubehörde ist
das für den Straßen- und Brückenbau
zuständige Ministerium.

(2) Obere Straßenbaubehörde für
Bundesfern- und Landesstraßen ist1) Ändert GVBl. II 60-6

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung straßenrechtlicher Vorschriften

Vom 16. Dezember 2011
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das Hessen Mobil – Straßen- und Ver-
kehrsmanagement.

(3) Soweit Landkreise Träger der
Straßenbaulast sind, ist der Kreisaus-
schuss Straßenbaubehörde, soweit
Gemeinden Träger der Straßenbau-
last sind, ist der Gemeindevorstand
Straßenbaubehörde.

(4) Bei sonstigen öffentlichen Stra-
ßen, für welche eine juristische Per-
son des öffentlichen Rechts Träger
der Straßenbaulast ist, werden die
Aufgaben der Straßenbaubehörde
von dem Verwaltungsorgan der juris-
tischen Person des öffentlichen
Rechts wahrgenommen. Ist eine juris-
tische Person des Privatrechts Träger
der Straßenbaulast für sonstige öf-
fentliche Straßen, ist die Straßenbau-
behörde nach Abs. 2 zuständig.

(5) Die für den Straßen- und Brü-
ckenbau sowie den Straßenverkehr
zuständige Ministerin oder der hier-
für zuständige Minister kann die der
obersten Straßenbaubehörde nach
diesem Gesetz obliegenden Aufga-
ben auf die obere Straßenbaubehörde
durch Rechtsverordnung übertra-
gen.“

13. In den §§ 48, 50 Abs. 2, 3, 4 Nr. 2 und
Abs. 5 sowie in § 54 werden die Wör-
ter „das Straßen- und Verkehrswe-
sen“ jeweils durch „den Straßen- und
Brückenbau“ ersetzt.

14. § 55 wird wie folgt gefasst:

„§ 55

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Novem-
ber 1962 in Kraft.“

Artikel 22)

Gesetz zur Neuordnung von Behörden
der Hessischen Straßen- und 

Verkehrsverwaltung

§ 1

(1) Das Hessische Landesamt für Stra-
ßen- und Verkehrswesen mit Dienstsitz in
Wiesbaden, die Ämter für Straßen- und
Verkehrswesen mit Dienstsitzen in Bens-
heim, Darmstadt, Frankfurt am Main,
Wiesbaden, Gelnhausen, Schotten, Dil-
lenburg, Marburg, Fulda, Eschwege, Kas-
sel und Bad Arolsen sowie das Hessische
Amt für Baustoff- und Bodenprüfung mit
Dienstsitz in Wetzlar und seine Außen-
stellen in Kassel und Darmstadt werden
aufgelöst.

(2) Es wird eine obere Straßenbaube-
hörde mit der Bezeichnung „Hessen Mo-
bil – Straßen- und Verkehrsmanagement“
eingerichtet, die die Aufgaben der in
Abs. 1 genannten Behörden wahrnimmt.
Die Behörde hat ihren Dienstsitz in Wies-
baden. Die Aufgaben von Planung, Bau,
Betrieb und Verkehr werden nach Spar-
ten organisiert.

(3) Außenstellen der oberen Straßen-
baubehörde werden an den Dienstsitzen
der bisherigen Ämter für Straßen- und
Verkehrswesen sowie an dem Dienstsitz
des bisherigen Hessischen Amtes für Bau-
stoff- und Bodenprüfung in Wetzlar und
an seinen bisherigen Außenstellen in Kas-
sel und Darmstadt eingerichtet. Die Au-
ßenstelle Frankfurt am Main wird mit Ab-
lauf des 31. Dezember 2012 aufgelöst. Die
Verkehrszentrale Hessen in Frankfurt am
Main/Rödelheim sowie die Aus- und Fort-
bildungsstätte in Rotenburg/Fulda blei-
ben als Außenstellen an ihrem Standort
erhalten.

(4) Die Straßen-, Autobahn- und
Mischmeistereien bleiben an ihren bishe-
rigen Dienstsitzen bestehen und werden
den Außenstellen Darmstadt, Dillenburg,
Gelnhausen und Kassel als Außenstellen
wie folgt zugeordnet:

1. Darmstadt
die Straßenmeistereien Bad König,
Beerfelden, Bensheim, Groß-Gerau,
Groß-Umstadt, Kemel, Geisenheim,
Hofheim am Taunus, Offenbach,
Usingen und Idstein sowie die Auto-
bahnmeistereien Idstein, Diedenber-
gen, Rodgau, Rüsselsheim und die
Mischmeisterei Darmstadt und Frank-
furt am Main,

2. Dillenburg
die Straßenmeistereien Bad Arolsen,
Brechen, Dillenburg, Grünberg, Kor-
bach, Bad Wildungen, Frankenberg,
Solms, Weilburg, Marburg, Kirchhain,
Steffenberg, Alten-Buseck sowie die
Autobahnmeistereien Ehringshausen
und Reiskirchen,

3. Gelnhausen
die Straßenmeistereien Bruchköbel,
Friedberg (Hessen), Nidda, Sterbfritz,
Wächtersbach, Grebenhain, Homberg
(Ohm), Lauterbach (Hessen), Gersfeld
(Rhön), Hünfeld und Neuhof sowie
die Autobahnmeistereien Alsfeld,
Fulda und Langenselbold,

4. Kassel
die Straßenmeistereien Borken (Hes-
sen), Espenau, Melsungen, Oberwe-
ser, Schwalm stadt, Wolfhagen, Bad
Hersfeld, Meißner, Ringgau, Roten-
burg a.d. Fulda und Witzen hausen
sowie die Autobahnmeistereien Bau-
natal und Kirchheim sowie die Misch-
meisterei Gudensberg.

(5) Mit dem Inkrafttreten dieses Geset-
zes gelten die Beschäftigten des bisheri-
gen Hessischen Landesamtes für Straßen-
und Verkehrswesen, der bisherigen Äm-
ter für Straßen- und Verkehrswesen und
der ihnen zugeordneten Straßen-, Auto-
bahn- und Mischmeistereien sowie des
bisherigen Hessischen Amtes für Bau-
stoff- und Bodenprüfung als zur oberen
Straßenbaubehörde an den bisherigen
Dienstorten versetzt, soweit hinsichtlich
des Dienstortes keine abweichende Rege-
lung im Einzelfall getroffen ist.

2) GVBl. II 60-41
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§ 2

Die für den Straßen- und Brückenbau
sowie den Straßenverkehr zuständige Mi-
nisterin oder der hierfür zuständige Mi-
nister kann durch Rechtsverordnung den
Zusammenschluss, die Auflösung und die
Bildung von Außenstellen sowie die
Dienstsitze der in § 1 Abs. 2 aufgeführten
Behörde und ihrer Außenstellen regeln.

§ 3

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012
in Kraft.

Artikel 3

Aufhebung bisherigen Rechts

Es werden aufgehoben:

1. das Gesetz zur Neuordnung von Be-
hörden der Hessischen Straßen- und
Verkehrsverwaltung vom 29. März
2007 (GVBl. I S. 250, 251)3),

2. die Verordnung über die Ämter für
Straßen- und Verkehrswesen vom 
9. Oktober 2009 (GVBl. I S. 414)4).

Artikel 4

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012
in Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r  

B o u f f i e r f ü r  W i r t s c h a f t ,  Ve r k e h r
u n d  L a n d e s e n t w i c k l u n g

P o s c h

3) Hebt auf GVBl. II 60-38
4) Hebt auf GVBl. II 60-39
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Artikel 1

Änderung des Hessischen Kinder- und
Jugendhilfegesetzbuches

Das Hessische Kinder- und Jugendhil-
fegesetzbuch vom 18. Dezember 2006
(GVBl. I S. 698) wird wie folgt geändert:

1. In der Inhaltsübersicht wird in der
Angabe zu § 14 das Wort „Vormund-
schaftsgerichts“ durch „Familienge-
richts“ ersetzt.

2. In § 1 Abs. 1 Satz 1 wird nach dem
Wort „Sozialgesetzbuch“ die Angabe
„in der Fassung vom 14. Dezember
2006 (BGBl. I S. 3134), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 29. Juni 2011
(BGBl. I S. 1306)“ eingefügt.

3. In § 3 Abs. 1 wird die Angabe „im
Sinne des § 69 Abs. 6 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch“ gestrichen.

4. In § 6 Abs. 1 wird nach den Wörtern
„Hessischen Gemeindeordnung“ die
Angabe „in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005
(GVBl. I S. 142), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 2010
(GVBl. I S. 119),“ und nach den Wör-
tern „Hessischen Landkreisordnung“
die Angabe „in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. März 2005
(GVBl. I S. 183), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 24. März 2010
(GVBl. I S. 119),“ eingefügt.

5. § 9 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 6 wird der Punkt durch
ein Komma ersetzt.

bb) Als Nr. 7 wird angefügt:

„7. eine Person zur Vertre-
tung des Landesbehinder-
tenrats Hessen.“

b) In Satz 2 wird die Angabe „6“
durch „7“ ersetzt.

6. § 11 wird wie folgt gefasst:

„§ 11

Landeswohlfahrtsverband Hessen
als Träger von Einrichtungen und

Diensten

Der Landeswohlfahrtsverband
Hessen ist Träger von Einrichtungen
nach den §§ 32, 34 und 35a Abs. 2
Nr. 4 des Achten Buches Sozialge-
setzbuch und von Diensten zur Er-
bringung von Unterstützungsleistun-
gen nach § 30, sozialpädagogischen
Betreuungsleistungen nach § 31 so-
wie der Hilfe zur Erziehung in Famili-
enpflege für besonders entwicklungs-
beeinträchtigte Kinder und Jugendli-

che nach § 33 Satz 2 des Achten Bu-
ches Sozialgesetzbuch.“

7. In § 14 wird in der Überschrift und in
Satz 1 das Wort „Vormundschaftsge-
richts“ jeweils durch „Familienge-
richts“ ersetzt.

8. In § 17 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe
„§ 34“ durch „den §§ 32, 34 und 35a
Abs. 2 Nr. 4“ ersetzt.

9. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 3 werden nach dem
Wort „differenzierte“ die
Wörter „Bildungs- und“ ein-
gefügt.

bb) Folgender Satz wird angefügt:

„Zur Erfüllung dieser Aufga-
be und zur Sicherung ei-
nes kontinuierlichen Bil-
dungs- und Erziehungspro-
zesses sollen die pädagogi-
schen Fachkräfte mit den Er-
ziehungsberechtigten und den
anderen an der Bildung und
Erziehung beteiligten Institu-
tionen und Tagespflegeperso-
nen partnerschaftlich bei der
Bildung, Erziehung und Be-
treuung der Kinder zusam-
menarbeiten (Bildungs- und
Erziehungspartnerschaft).“

b) Abs. 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) Über das Rauchverbot in
den Räumen nach § 1 Nr. 9 des
Hessischen Nichtraucherschutzge-
setzes vom 6. September 2007
(GVBl. I S. 568), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 4. März 2010
(GVBl. I S. 86), hinaus ist auch auf
dem Gelände der Tageseinrich-
tung das Rauchen verboten.“

10. Dem § 27 Abs. 1 wird folgender Satz
angefügt:

„Die pädagogischen Fachkräfte sol-
len im Rahmen der Bildungs- und Er-
ziehungspartnerschaft auf einen re-
gelmäßigen und umfassenden Aus-
tausch mit den Erziehungsberechtig-
ten über die Bildung, Erziehung und
Betreuung der Kinder hinwirken.“

11. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 1
und es werden folgende Sätze an-
gefügt:

„Hierbei können alle für den Be-
trieb einer Kindertageseinrichtung
erforderlichen Kosten, insbesonde-
re die Personal- und Sachkosten,
mit Ausnahme der Investitionskos-
ten und der Kosten, die von dritter
Seite gedeckt werden, berücksich-
tigt und auf die Anzahl der in der*) Ändert GVBl. II 34-56

D e r  L a n d t a g  h a t  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l o s s e n :

Gesetz
zur Änderung des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetzbuches*)

Vom 16. Dezember 2011
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Betriebserlaubnis nach § 45 des
Achten Buches Sozialgesetzbuch
genehmigten Plätze in der Ein-
richtung umgelegt werden. Auf
Verlangen legt die Standortge-
meinde der Wohngemeinde die
geltend gemachten Kosten dar.“

b) Als Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Die Standortgemeinde un-
terrichtet die Wohngemeinde un-
verzüglich von der Aufnahme ei-
nes Kindes in eine Tageseinrich-
tung ihres Gemeindegebiets.“

12. In § 30 Abs. 1 wird nach Satz 1 fol-
gender Satz eingefügt:

„Hierbei soll der ortsübergreifende
Bedarf berücksichtigt werden.“

13. § 35 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Bildungsangebote sollen
gemeinsam mit den jungen Men-
schen entwickelt werden. Bei der

Ausgestaltung der Angebote haben
die Träger der außerschulischen Ju-
gendbildung die jeweiligen besonde-
ren sozialen, kulturellen und ge-
schlechtsspezifischen Lebenslagen,
Bedürfnisse und Interessen von Mäd-
chen und Jungen sowie jungen Frau-
en und jungen Männern als durch-
gängiges Leitmotiv zu berücksichti-
gen.“

14. In § 58 Satz 2 wird die Angabe
„2011“ durch „2013“ ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2012
in Kraft; abweichend hiervon tritt Art. 1
Nr. 14 am Tage nach der Verkündung in
Kraft.

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t D e r  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r  

B o u f f i e r G r ü t t n e r
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Die Hessische Landesregierung hat am
28. November 2011 gemäß Art. 104 Abs. 2
Satz 1 der Verfassung des Landes Hessen
die Änderung der Zuständigkeit der 
einzelnen Ministerinnen und Minister 
beschlossen. Der Landtag hat gemäß 
Art. 104 Abs. 2 Satz 2 der Verfassung des
Landes Hessen am 13. Dezember 2011
von dem Beschluss Kenntnis genommen.
Die Änderung der Zuständigkeitsrege-
lung wird nachstehend veröffentlicht.

1. Der Beschluss über die Zuständigkeit
der einzelnen Ministerinnen und Mi-
nister nach Art. 104 Abs. 2 der Verfas-
sung des Landes Hessen vom 1. April
2009 (GVBl. I S. 140), geändert durch
Beschluss vom 4. Januar 2011 (GVBl. I
S. 10), wird wie folgt geändert: 

a) Abschnitt 2 (Geschäftsbereich des
Hessischen Ministers des Innern
und für Sport) wird wie folgt geän-
dert:

aa) Nach Nr. 204 wird als neue 
Nr. 205 eingefügt:

„205 Zentrale Bezügeabrech-
nung“

bb) Die bisherigen Nr. 205 bis 217
werden Nr. 206 bis 218.

cc) Die bisherige Nr. 218 wird 
Nr. 219 und das Wort „Poli-
zeidienststellen“ wird durch
„Polizeibehörden“ ersetzt.

dd) Die bisherigen Nr. 219 bis 224
werden Nr. 220 bis 225.

ee) Nach der neuen Nr. 225 wird
als neue Nr. 226 eingefügt:

„226 Hessische Bezügestel-
le3.“

ff) Die amtliche Anmerkung zur
neuen Nr. 226 wird wie folgt
gefasst:

„3 Fachaufsichtlich auch dem
Ministerium der Finanzen
unterstellt.“

gg) Die bisherige Nr. 225 wird 
Nr. 227.

hh) Die bisherige Nr. 226 wird 
Nr. 228 und die Wörter „Ver-
waltungsfachhochschule in
Wiesbaden“ werden durch
„Hessische Hochschule für 
Polizei und Verwaltung“ er-
setzt.

ii) Die bisherigen Nr. 227 bis 229
werden Nr. 229 bis 231.

jj) Die bisherige Nr. 230 wird 
Nr. 232 und die Wörter „Hessi-
sche Polizeischule“ werden

durch „Polizeiakademie Hes-
sen“ ersetzt.

kk) Die bisherigen Nr. 231 bis 241
werden Nr. 233 bis 243.

b) Abschnitt 3 (Geschäftsbereich des
Hessischen Ministers der Finanzen)
wird wie folgt geändert:

aa) Nr. 306 wird aufgehoben.

bb) Die bisherigen Nr. 307 bis 324
werden Nr. 306 bis 323.

cc) Die bisherige Nr. 325 wird 
Nr. 324 und die Angabe „3“
wird durch „4“ ersetzt.

dd) Die bisherige Nr. 326 wird 
Nr. 325 und wie folgt geändert:

aaa) Die Wörter „Verwal-
tungsfachhochschule in
Rotenburg a. d. Fulda“
werden durch „Hessische
Hochschule für Finanzen
und Rechtspflege in Ro-
tenburg a. d. Fulda“ er-
setzt.

bbb) Die Angabe „4“ wird
durch „5“ ersetzt.

ee) Nr. 327 wird aufgehoben.

ff) Die bisherigen Nr. 328 bis 333
werden Nr. 326 bis 331.

c) Abschnitt 5 (Geschäftsbereich der
Hessischen Kultusministerin) wird
wie folgt geändert:

aa) In Nr. 501 werden nach dem
Wort „Realschulen,“ das Wort
„Mittelstufenschulen“ und ein
Komma eingefügt.

bb) Nr. 516 wird wie folgt gefasst:

„Hessische Landesstelle für
Technologiefortbildung –
Dr.-Frank-Niethammer-Insti tut“

d) In Abschnitt 8 (Geschäftsbereich
der Hessischen Ministerin für Um-
welt, Energie, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz) wird Nr. 862
aufgehoben.

e) Abschnitt 9 (Geschäftsbereich des
Hessischen Sozialministers) wird
wie folgt geändert:

aa) Die Nr. 951 und 952 werden
aufgehoben.

bb) Die bisherigen Nr. 953 bis 965
werden Nr. 951 bis 963.

cc) Nach der neuen Nr. 963 wird
als neue Nr. 964 eingefügt:

„964 Landestierärztekammer
Hessen“

dd) Die bisherigen Nr. 966 bis 968
werden Nr. 965 bis 967.*) Ändert GVBl. II 13-64

Beschluss
zur Änderung des Beschlusses über die Zuständigkeit der einzelnen
Ministerinnen und Minister nach Art. 104 Abs. 2 der Verfassung des

Landes Hessen*)

Vom 16. Dezember 2011
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ee) Als Nr. 968 und 969 werden
angefügt:

„968 Unfallkasse Hessen

969 Land- und Forstwirt-
schaftliche Berufsgenos-
senschaft Hessen, Rhein-
land-Pfalz und Saar-
land“

2. Dieser Beschluss tritt am 1. Januar
2012 in Kraft.

Wiesbaden, den 16. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  M i n i s t e r p r ä s i d e n t

B o u f f i e r
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Artikel 11)

Änderung der Verordnung über
die Höhe der Aufwands-

entschädigung nach § 3 Abs. 1 Satz 1
und die Kostenerstattung nach

§ 3 Abs. 2 des Hessischen Gesetzes
zur Ausführung des 

Transplantationsgesetzes

Aufgrund des § 3 Abs. 3 des Hessi-
schen Gesetzes zur Ausführung des
Transplantationsgesetzes vom 29. Novem-
ber 2000 (GVBl. I S. 514), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16. September 2011
(GVBl. I S. 402), verordnet der Sozialmi-
nister:

Die Verordnung über die Höhe der
Aufwandsentschädigung nach § 3 Abs. 1
Satz 1 und die Kostenerstattung nach § 3
Abs. 2 des Hessischen Gesetzes zur Aus-
führung des Transplantationsgesetzes
vom 19. März 2001 (GVBl. I S. 191), geän-
dert durch Verordnung vom 20. Dezem-
ber 2006 (GVBl. I S. 778), wird wie folgt
geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Angabe „95,-“
durch „95“ ersetzt.

b) In Satz 5 wird die Angabe „16. Au-
gust 2005 (BGBl. I S. 2437)“ durch
„30. Juli 2009 (BGBl. I S. 2449)“ er-
setzt.

2. In § 2 wird die Angabe „230,-“ durch
„350“ ersetzt.

3. In § 3 Satz 2 wird die Angabe „2011“
durch „2016“ ersetzt.

Artikel 22)

Änderung der Verordnung zur
Ausführung des Hessischen

Krebsregistergesetzes

Aufgrund des § 2 Abs. 1 und des § 13
Abs. 1 Satz 2 des Hessischen Krebsregis-
tergesetzes vom 17. Dezember 2001
(GVBl. I S. 582), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 16. September 2011 (GVBl. I
S. 402), verordnet der Sozialminister, so-
weit die Höhe des Festbetrags nach § 13
Abs. 1 Satz 2 des Hessischen Krebsregis-
tergesetzes festgelegt wird, im Einver-
nehmen mit dem Minister der Finanzen:

In § 3 Satz 2 der Verordnung zur Aus-
führung des Hessischen Krebsregisterge-
setzes vom 2. Januar 2007 (GVBl. I S. 7)
wird die Angabe „2011“ durch „2016“ er-
setzt.

Artikel 3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach
der Verkündung in Kraft.

1) Ändert GVBl. II 350-89
2) Ändert GVBl. II 351-78

Vierte Verordnung
zur Verlängerung der Geltungsdauer und Änderung befristeter

Rechtsvorschriften im Geschäftsbereich des Hessischen Sozialministeriums

Vom 9. Dezember 2011

Wiesbaden, den 9. Dezember 2011

D e r  H e s s i s c h e  S o z i a l m i n i s t e r  
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